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F
rieden – dieses Wort treibt in jüngster Zeit 
viele Menschen um. Und auch in den Medien 
vergeht kein Tag, an dem nicht über Krieg und 
Frieden berichtet, aber genauso diskutiert 

und gestritt en wird. Ich fürchte, das wird auf unbe-
sti mmte zeit so bleiben. Denn ein ende des Krieges 
in der Ukraine ist genauso wenig abzusehen wie der 
Weg, der dorthin führen könnte. 

Krieg ist immer fürchterlich und ein Versagen der 
menschlichen zivilisati on. erst recht, wenn er wie in 
der Ukraine auf einem brutalen und rechtswidrigen 
Überfall durch ein Nachbarland beruht. Die rollen 
von Täter und Opfer sind in diesem Krieg so klar 
verteilt wie kaum sonst: Wladimir Puti ns russland 
ist der Aggressor, die Ukraine als angegriff enes land 
das Opfer. Dass sich der Angegriff ene verteidigt und 
mit militärischen Mitt eln zur Wehr setzen darf – das 
leuchtet selbst ohne Völkerrecht ein. letzteres lässt 
die landesverteidigung mit Waff en ausdrücklich zu.

Dieser schreckliche Krieg dauert bereits ein gutes 
Jahr. er hat bis jetzt Tausende von Opfern gefordert. 
Tausende ukrainische Zivilisten durch russischen 
Beschuss und Tausende Soldaten auf beiden Seiten 
der Front. Von der systemati schen zerstörung der 
Ukraine gar nicht zu reden.

Ich weiß nicht, wie es Ihnen ergeht, aber ich mag 
mich nicht an die täglichen Kriegsbilder gewöhnen. 
Mir geht es da wie vielen Deutschen, die in einem si-
cheren Zuhause die Kriegsbilder im Fernsehen sehen 
oder unterwegs auf dem Handy. Inzwischen ist die 
Sehnsucht bei vielen Menschen nach Frieden wieder 
so groß wie lange nicht, nach der zeit vor dem 24. Fe-
bruar 2022, dem Tag des Überfalls auf die Ukraine. 
Nur, wie können wir Frieden in europa wieder her-

Der schwierige Weg zum Frieden

stellen?  Wie bringen wir die Waffen auf beiden 
Seiten dauerhaft  zum Schweigen? Über den rich-
ti gen Weg dahin gehen die Meinungen auseinander, 
übrigens auch in unserer redakti on. Verhandlungen 
oder doch zumindest diplomati sche Bemühungen 
wünscht sich eine Mehrheit der 
Deutschen. Sicher, Verhand-
lungen sind immer sinnvoll. Nicht 
nur, um das sinnlose Sterben zu 
beenden, auch um die vielen 
Milliarden, die für neue Waffen 
und Munition ausgegeben wer-
den, in sinnvolle Projekte der 
zivilgesellschaft zu investieren. 
Zum Beispiel in die so dringend 
benöti gte Kindergrundsicherung. 
Derzeit sieht es nicht danach aus, 
als bestünde in nächster Zeit eine 
Chance auf ernsthaft e Friedensverhandlungen. Man 
sollte jedoch nichts unversucht lassen, dass es dazu 
kommt. Dabei hat es durchaus schon auf unterer 
ebene Vereinbarungen in Form von Gefangenenaus-
tauschen oder dem Getreideabkommen zwischen 
der Ukraine und Russland gegeben.

einseiti g  die Waff en niederzulegen, wie es einige 
Friedensbewegte von der Ukraine fordern, wäre 
nicht nur naiv, sondern für das überfallene land 
unzumutbar. Genauso ein Frieden zu den Bedin-
gungen des Aggressors, von „zar“ Puti n, der den 
Staat Ukraine bekanntlich zerstören will und bisher 
kein Interesse an Verhandlungen zeigt. Solange sich 
an diesem imperialismus im Kreml nichts ändert, 
sind solidarische Waff enlieferungen an die Ukra-
iner zur Selbstverteidigung legiti m. Der Weg zum 
Frieden bleibt also schwierig. Doch wir sollten nicht 
aufgeben, ihn zu suchen.

Thomas Krämer
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Partei. Im folgenden Beitrag geht es um 
einen Blick auf die Sozial- und Wirt-
schaftspolitik einer Partei, die der NSDAP 
immer ähnlicher wird.

-
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„Frieden  ist nicht alles, 
aber ohne Frieden ist alles nichts.“ 
Das hat einmal der ehemalige Bun-
deskanzler Willy Brandt (SPD) ge-
sagt. Wie wahr diese Aussage ist, das 
kann heute beobachtet werden. Wie 
Mehltau liegt der Ukraine-Krieg auf 
unserer Gesellschaft . Die Versuche, 
nach der Pandemie wieder zur alten 
Unbeschwertheit zurückzukehren, 
sind überall zu spüren. 

Was aber lähmt, ist das Gespenst 
eines tatsächlich wieder möglichen 
Atomkriegs. Russland gegen den 
Westen, der Westen gegen russ-
land. Wie konnten wir da wieder he-
reingeraten? 

Die Mauer war doch gefallen. In 
Moskauer Gorki-Park pfi ff en die Scor-
pions ihren Wind of Change. endgül-
ti ger Frieden in europa war möglich. 
Die europäische Union erhielt den 
Friedensnobelpreis. im Deutschen 
Bundestag warb der russische Präsi-
dent Wladimir Puti n 2001 für einen 
gemeinsamen Wirtschaft sraum von 
lissabon bis Wladiwostok und erhielt 
vom Parlament stehende Ovati onen. 
Und jetzt stehen sich beide Seiten 
wieder bis an die zähne bewaffnet 
unversöhnlich gegenüber. Vergessen 
sind auf einmal alle guten neuen Be-
ziehungen und die Frieden schaff en-
den politi schen Ansätze der Vergan-
genheit. 

Der ehemalige russische 

Präsident Gorbatschow wies 

später darauf hin, dass ohne 

Brandts Ost-Politi k der Annähe-
rung und Aussöhnung die 
deutsche Einheit nicht möglich 
gewesen wäre.

Noch einmal sei auf Willy Brandt 
verwiesen, der sich in den 60er- und 
70er-Jahren unbeirrt für Frieden 
und Aussöhnung einsetzte. „Wandel 
durch Annäherung“ lautete sein Cre-
do. Und er blieb seiner Überzeugung 
treu. Auch und gerade als die Panzer 

Zurück zur Vernunft , 
zurück zum Frieden
Nach mehr als einem Jahr Krieg in der Ukraine ist die zeit für ernsthaft e 
Friedensverhandlungen gekommen

Von Norbert Att ermeyer

Es könnte so gut sein. 

Corona ist vorbei. Der Frühling kommt. 

Endlich wieder unbeschwerte 

Begegnungen. Endlich wieder lachende 

Menschen ohne Masken. Es könnte so gut 

sein. Aber an anderen Orten dieser Welt 

herrscht Krieg. Und über Europa hängt das 

Damokles-Schwert des Atomkriegs. 

Und unsere Medien sind 

außer Rand und Band.
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der sowjeti schen Armee 1968 den 
reformfreudigen „Prager Frühling“ 
platt walzten. Mit dieser Politi k und 
mit dieser aufrechten Haltung er-
zielte die SPD 1972 ihr historisch be-
stes Wahlergebnis. Denn auch die 
deutsche Bevölkerung wollte end-
lich dauerhaft en Frieden. 

Der ehemalige russische Präsident 
Michail Gorbatschow wies später 
darauf hin, dass ohne Willy Brandts 
Ost-Politik der Annäherung und 
Aussöhnung die deutsche einheit 
nicht möglich gewesen wäre. Denn 
– das wird heute schon mal ver-
gessen – Deutschland stand ti ef in 
der Schuld Russlands. Deutschland 
hatt e russland 1941 überfallen mit 
beispielloser Brutalität. Die Kriegs-
verbrechen der deutschen Wehr-
macht gehören zu den dunkelsten 
Kapiteln der deutschen Geschich-
te. Und russ land hatt e im zweiten 
Weltkrieg mit Abstand die meisten 
Toten zu beklagen. 

Doch heute scheint dies alles ver-
gessen zu sein, und Panzer aus deut-
scher Produkti on rollen wieder gegen 
russische Stellungen in der Ukraine. 
Wie vor 80 Jahren. Diesmal allerdings 
als reaktion auf den völkerrechts-
widrigen Angriff skrieg russlands auf 
die Ukraine. Und anfangs schien 
sich Deutschland seiner Geschichte 
durchaus bewusst zu sein und re-
agierte eher zurückhaltend auf die 

Forderung nach lieferung schwerer 
Waff en. Außerdem klebten stellen-
weise noch die Plakate von der letz-
ten Bundestagswahl. „Keine Waff en 
in Kriegsgebiete!“ konnte man darauf 
lesen. 

zunächst wurden nur Helme an die 
Soldaten in der Ukraine geliefert. 
Dann Schutzwesten. Später Spür-
panzer. Und jetzt Angriff swaff en wie 
der leopard 2. Schon werden For-
derungen nach Kampf-Jets laut. Das 
Kriegsgeschrei in Medien und Politi k 
ist groß. Die Aktien der rüstungs-
konzerne gehen durch die Decke. 
Wohin soll das alles noch führen? zu 
einem direkten Krieg mit Russland? 
Dem land mit dem weltweit größ-
ten Arsenal an takti schen Atomwaf-
fen? Und was wird von europa noch 
übrigbleiben, wenn es zum fi nalen 
Atomschlag kommt? 

„Krieg ist Betrug. Das war 

schon immer so. Es ist mögli-
cherweise der älteste, bei 

weitem aber der einträglichste 

und sicherlich der bösarti gste. 
Es ist der einzige, bei dem 

die Gewinne in Dollar und 

die Verluste in Leben 

gerechnet werden.“

Medley Butler, US-Generalmajor

es geht an dieser Stelle gar nicht 
darum, wer denn angegriffen hat 
und wer sich provoziert fühlte. es 
geht allein um die Tatsache, dass 
Krieg immer noch als Mitt el der Po-
liti k angesehen wird. Wohlgemerkt: 
es handelt sich um Krieg und nicht 
um ein Videospiel. 

Krieg gehört zum Schlimmsten, 
was Menschen anderen Menschen 
antun können. Und vielleicht wür-
den auch viele Befürworter*innen 
der lieferung von schwerem Kriegs-
gerät eher auf Verhandlung setzen 
als auf noch mehr Krieg, wenn sie 
das Sofa verlassen und selbst mit 
einem Panzer in das Kriegsgebiet 
fah ren müssten. 

Der Generalmajor beim United Ma-
rine Corps der USA, Smedley Butler, 
zweimal mit der „Medal of Honor“ 
ausgezeichnet, sagt Folgendes zu 
der Frage, ob Krieg „gerecht“ oder 
„ungerecht“ ist: „Krieg ist Betrug. 
Das war schon immer so. es ist mög-
licherweise der älteste, bei weitem 
aber der einträglichste und sicher-
lich der bösarti gste. es ist der ein-
zige, bei dem die Gewinne in Dollar 
und die Verluste in leben gerechnet 
werden.“ 

Butler schlug übrigens vor, dass die-
jenigen, die den Krieg führen, also 
die Soldaten, auch über ihn absti m-
men sollten. Als weitere Maßnahme 
nannte er die einziehung der einkom-
men des Führungspersonals der rü-
stungsindustrie sowie von Bankern 
und Spekulanten. Sie sollten das Glei-
che verdienen wie die einfachen Sol-
daten. Bis heute eine schöne Utopie. 
Und bis heute ist es so, dass die 
große Mehrheit der Bevölkerung in 
Frieden mit ihren Nachbarn leben 
will. Das gilt für russen, Ukrainer, 
Polen oder US-Amerikaner. 

es ist immer nur eine kleine, aber 
mächtige elite, die die öffentliche 
Diskussion auf Krieg trimmt. Und 
Meinung wird über die Medien her-
gestellt. B

il
d

: 
A

g
n

e
ta

 B
e

ck
e

r



8

  _ T i T e l

erich Maria Remarque, der Autor 
des weltbekannten romans „Im We-
sten nichts Neues“, gab zu diesem 
Thema Folgendes zu Protokoll: „Ich 
dachte immer, jeder Mensch sei ge-
gen den Krieg, bis ich verstand, dass 
es welche gibt, die dafür sind, beson-
ders die, die nicht hineingehen müs-
sen.“ Der Schriftsteller Karl Kraus, 
der die Manipulati on der Massen im 
ersten Weltkrieg durchschaute und 
wie kein anderer messerscharf ana-
lysierte, sagte: „Wie wird die Welt 
regiert und in den Krieg geführt? Di-
plomaten belügen Journalisten und 
glauben es, wenn sie’s lesen.“ „Als 
einer der Pioniere der Medienkriti k 
hatt e er erkannt, dass die Medien die 
Wirklichkeit nicht abbilden, sondern 
erzeugen, dass Meinungen und Sti m-
mungen nicht einfach entstehen, 
sondern gemacht werden“, schreiben 

Die Politi k ist da anders unterwegs. 
Deutschland hat im Jahr 2021 fast 53 
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„Als einer der Pioniere der 
Medienkriti k hatt e er erkannt, 
dass die Medien die Wirklich-
keit nicht abbilden, sondern 
erzeugen, dass Meinungen 

und Sti mmungen nicht einfach 
entstehen, sondern gemacht 

werden“. 

Matt hias Bröckers und Paul Schreyer 
über Karl Kraus in ihrem Buch 
„Wir sind die Guten“.

Matt hias Bröckers und Paul Schreyer 
in ihrem Buch „Wir sind die Guten“.

Und Konstantin Wecker, der ge-
meinsam mit Margot Käßmann das 
Buch „entrüstet euch!“ herausgab, 
schreibt: „Niemals habe ich eine der-
arti ge Propagandaschlacht erlebt wie 
heute. es ist erschreckend zu sehen, 
wie sich manche leitmedien, obwohl 
sie mit zum Teil sehr klugen Kommen-
taren überhäuft  werden, penetrant 
weigern, ihre leser ernst zu nehmen. 
Noch ist allenthalben viel gesunder 
Menschenverstand, sind Mitgefühl 
und kluge zurückhaltung in der Be-
völkerung verbreitet.“ Tatsächlich 
sind laut einer aktuellen Umfrage von 
ntv 70 Prozent der Bevölkerung ge-
gen die lieferung weiterer schwerer 
Waff en an die Ukraine. Aber wie lan-
ge noch bei diesem Mediengewitt er? 

„Immer dasselbe, die ewige 

Rott e durch die Zeiten, die die 
Vorsichti gen feige nannten, die 
Menschlichen schwächlich, um 

dann selbst ratlos zu sein in der 

Stunde der Katastrophe, die sie 

leichtf erti g beschworen.“ 
Stefan Zweig

Milliarden euro für Militär ausgege-
ben und nur 55 Millionen für den Frie-
densdienst. Das sagt eigentlich schon 
alles. Mit der Übererfüllung des zwei-
Prozent-ziels der Nato ist Deutsch-
land sogar auf dem Weg zur dritt größ-
ten Militärmacht der Welt, hinter den 
USA und China. Und wofür? Für Frie-
den? Aus Angst vor Russland? Schon 
heute gibt die Nato 16mal mehr für 
das Militär aus als Russland. Früher 
war vom Gleichgewicht des Schre-
ckens die rede. Heute haben wir eher 
schon ein erdrückendes Übergewicht 
des Schreckens. Aber eine Atom-
macht kann nicht besiegt werden. 
Auch nicht durch noch so viel Waff en. 
es sei denn um den Preis der Selbst-
vernichtung. Wann geht das mal in 
die Köpfe der politi sch Handelnden? 
Und was ist mit dem Präsidenten des 
europarates Charles Michel los, der 
der Ukraine für dieses Jahr Frieden 
und Sieg wünschte? 

Angesichts der weiter eskalierenden 
Situati on in der Ukraine, wäre es jetzt 
an der zeit für umgehende, bedin-
gungslose Friedensverhandlungen. 
eine Forderung, die übrigens auch 
der ehemalige militärische Berater 
von Angela Merkel, Brigadegeneral 
erich Vad, aufgestellt hat. Wir müs-
sen reden. Nicht übereinander, son-
dern miteinander. Solange geredet 
wird, wird nicht geschossen. Schon 
dies allein sollte Ansporn genug sein. 
Weniger Tote, weniger elend. Wer 
sich Friedensverhandlungen verwei-
gert, macht sich mitschuldig an dem 
weiteren Sterben in der Ukraine. 

Und die Frage von Krieg und Frie-
den kann nicht den Medien über-
lassen werden. Dafür ist die lage 
zu ernst. An dieser Stelle soll noch 
einmal der Schrift steller und Pazifi st 
Stefan zweig zu Wort kommen: „Im-
mer dasselbe, die ewige rott e durch 
die zeiten, die die Vorsichti gen feige 
nannten, die Menschlichen schwäch-
lich, um dann selbst ratlos zu sein in 
der Stunde der Katastrophe, die sie 
leichtf erti g beschworen.“ Hoff en wir, 
dass es nicht so kommt. Und hoff en 
wir auf die rückkehr der Vernunft 
und auf Frieden.
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F
ünf Kriegerdenkmale stehen 
an Münsters Promenade auf 
städtischem Grund und Bo-
den. Sie wurden zwischen 

1905 und den 1960er-Jahren aufge-
stellt und ehren Kriegsgefallene als 
Helden, zeigen Kampfszenen und 
Siegessymbole. Gleichzeitig verklä-
ren sie die Schrecken des Krieges, 
ignorieren den Tod ziviler Opfer und 
lassen die Verbrechen während der 
Kolonialzeit unerwähnt. Passend 
zum Jubiläumsjahr 375 Jahre Westfä-
lischer Frieden will die Stadt Münster 
mit Informations-Stelen sowohl die 
Bürgerinnen und Bürger als auch die 
Gäste der Stadt zu einer kritischen 

Beschäftigung mit den Kriegerdenk-
malen anregen. Die Texte auf den 
geplanten Stelen erläutern die ver-
wendeten Symboliken und Inschrif-
ten und problematisieren das ein-
seitige Gedenken an die Kriege und 
Soldaten. 

Spendenaktion für das  
„Stalingrad-Denkmal“

Durch eine Spendenaktion können 
sich Münsteranerinnen und Münste-
raner im Jubiläumsjahr des Westfä-
lischen Friedens an der Realisierung 
der Stelen beteiligen und ein Zeichen 
gegen Kriegsverherrlichung setzen: 

Info-Stelen ordnen  
Kriegerdenkmale  
kritisch ein 

Die Stadt Münster lässt endlich die kriegsverherrlichende Krieger-
denkmale an der Promenade nicht mehr unkommentiert

Wie einer Pressemitteilung der 
Stadt Münster zu entnehmen 

ist, will die Kommune damit 
beginnen ihre Kriegsdenkmale 

für die Betrachter*innen kri-

tisch zu kommentieren und 
historisch einzuordnen. Dazu 

stellt das Stadtarchiv insgesamt 

sechs Texttafeln als Informa-

tions-Stelen an der Promenade 
auf.  Eine davon soll an das 

frühere Friedensdenkmal am 

Kanonengraben erinnern.

Die Visualisierung  
zeigt eine der künftigen  
Info-Stelen an 

Münsters Krieg-

erdenkmalen an der 

Promenade, hier am 
sogenannten Stalin-

grad-Denkmal.

Foto: Stadt Münster
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Über die Plattf  orm „bett erplace.org“ 
läuft  eine Sammlung für die Stele am 
„Stalingrad“-Denkmal, die die Neu-
bewertung der Wehrmachtsverbre-
chen thematisiert. Zu erreichen ist 
die Spendenakti on online über bet-
terplace.org/p118620.

Am Dreizehner-Denkmal (1925) in 
der Nähe des Aasees, am Mauritz-
Denkmal (1909), Kürassier-Denkmal 
(1930, Wiederaufbau 1964), Sta-
lingrad-Denkmal (1961) und Train-
Denkmal (1925) werden die knapp 
zwei Meter hohen Stelen aus je-
weils drei dunkelgrauen Aluminium-

Hohlkörpern aufgestellt. Ihr Mitt el-
element ist leicht versetzt zum obe-
ren und unteren Teil. „Die gebro-
chene Form greift  die Neubewertung 
von Krieg und Kriegerdenkmalen im 
laufe der zeit auf und stellt eine gut 
sichtbare, kriti sche Interventi on an 
den Denkmalen dar“, erläutert Kul-
turdezernenti n Cornelia Wilkens. 

Der entwurf für die Stelen stammt 
aus dem Design-Büro Arndt&Seelig 
(Bielefeld). Die einordnenden Texte 
wurden von Dr. Alexandra Bloch Pfi -
ster (Büro für Geschichte & histo-
rische Kommunikati on, Münster) zu-
sammen mit dem Stadtarchiv erar-
beitet. Sie werden auf Deutsch und 
englisch zu lesen sein. ein Qr-Code 
leitet zu weiterführenden Informati -
onen im internet, die sich Blinde und 
sehbehinderte Menschen vorlesen 
lassen können. Außerdem werden 
alle Stelen barrierefrei zugänglich 
sein.

Friedensdenkmal von den 
Nazis für Waff en und Muniti on 
eingeschmolzen

eine sechste Stele, die sich durch 
eine helle Farbgebung von den 
Stelen an den Kriegerdenkmalen un-
terscheidet und aus einem durch-
gehenden element besteht, wird 
auf dem Hügel am Kanonengraben 
aufgebaut. Dort stand von 1905 bis 
1942 ein Bronzedenkmal, das an den 
Westf älischen Friedensschluss von 

1648 erinnerte. es zeigte die aus der 
griechischen Sagenwelt entlehnte 
Friedensgötti  n eirene mit einem Öl-
zweig als zeichen des Friedens. zu 
ihren Füßen legte ein reitersoldat 
seine Waffen nieder. Im zweiten 
Weltkrieg wurde das Denkmal für 
die Herstellung von Waff en und Mu-
niti on eingeschmolzen und danach 
nicht wiederaufgebaut.

Dass es einordnende Informati ons-
tafeln geben soll, geht zurück auf 
Anregungen der ratsfrakti onen und 
schließlich einen ratsbeschluss aus 
dem Juni 2020. Hier entschied das 
Gremium über ein Konzept zum Um-
gang mit Kriegerdenkmalen an der 
Promenade. Im Juni 2022 folgte die 
entscheidung zum Aufb au der Infor-
mati onsstelen in ihrer jetzt vorgese-
henen Form. Gut 30.000 euro sind 
für die realisierung veranschlagt. Ge-
plant ist, dass die Stelen vor Beginn 
der Feierlichkeiten zum Jubiläums-
jahr des Westf älischen Friedens auf-
gestellt werden.

eine feierliche einweihung der Info-
Stele am Train-Denkmal ist ebenfalls 
geplant: Im Beisein des rats möchte 
man sich hier zur deutschen Verant-
wortung für koloniales Unrecht und 
die Völkermorde im heuti gen Nami-
bia bekennen. Darüber hinaus sind 
Führungen des Stadtarchivs zu den 
Kriegerdenkmalen unter anderem 
am Tag des off enen Denkmals, am 
10. September 2023, beabsichti gt.   
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Geklagt hatte eine Frau aus Meißen. 
Sie verdiente in der Probezeit monat-
lich 1000 euro weniger als ein etwa 
gleichzeitig eingestellter Kollege, und 
später immer noch 500 euro weniger 
als er.

Bewerber durch Verhandlungsge-
schick höhere Gehaltsforderungen 
durchsetzen, dürfe eine Bewerberin 
bei ihrem neuen Job nicht schlech-
ter bezahlt werden, entschied das 
Bundesarbeitsgericht in erfurt. eine 
ungleiche Bezahlung weise sonst auf 
eine verbotene Diskriminierung we-
gen des Geschlechts hin. 

Frauen haben Anspruch auf 
die gleiche Bezahlung wie 
ihre männlichen Kollegen. 
Das gilt auch dann, wenn 
Männer höhere Gehälter 
ausgehandelt haben

e
rst ab dem 7. März arbeiten 
sie für das gleiche Geld wie 
Männer. Bis dahin arbeiten sie 
umsonst. Das passt zum Inter-

nationalen Frauentag am 8. März na-
hezu wie die Faust aufs Auge.

ein Teil der lohndifferenz ist zurück-
zuführen auf Brüche in der erwerb-
slaufbahn, auf Teilzeit, auf Beschäf-
tigung in schlechter bezahlenden 
Branchen und anderes mehr (siehe 
SPerre 2022). ein Teil der lohnein-
bußen geht jedoch zurück auf rein 
geschlechtsbezogene Unterschie-
de. Diese Ungleichbehandlung war 
Grundlage bei einem Grundsatzur-
teil des Bundesarbeitsgerichts vom 

6. Februar 2023. 

Bei der einstellung von Männern und 

Frauen müssen Arbeitgeber*innen 
bei gleicher Arbeit den gleichen 

lohn zahlen. Auch wenn männliche 

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit –  

Equal Pay gilt erst ab 7. März

Frauen verdienen fast  

ein Fünftel weniger  
als Männer: Genau  

18 Prozent weniger, 
hat das Statistische 
Bundesamt im Januar 

dieses Jahres fest-

gestellt. Oder aufs  

Jahr gerechnet:  

Frauen leisten 65 Tage 

unbezahlte Arbeit. B
il

d
: 

A
g

n
e

ta
 B

e
ck

e
r

Der Arbeitgeber rechtfertigte den 
Unterschied mit dem besseren Ver-
handlungsgeschick des Mannes. 
Beiden sei zunächst das gleiche Ge-
haltsangebot gemacht worden, der 
Mann habe mehr gefordert, um den 
Arbeitsvertrag zu unterschreiben. 
zudem sollte er auf längere Sicht eine 
leitungskraft ersetzen. Der Arbeitge-
ber berief sich bei der unterschiedli-
chen Bezahlung auf den Grundsatz 
der Vertragsfreiheit und hatte damit 
in den Vorinstanzen beim Arbeits- und 
landesarbeitsgericht noch erfolg.  
Das Bundesarbeitsgericht ließ die Ar-
gumentation der Firma dagegen nicht 
gelten. es sprach der Frau 14.500 
euro entgangenen lohn und zudem 
eine Diskriminierungsentschädigung 
in Höhe von 2000 euro zu. avo

Bundesarbeitsgericht, Az.: 8 AZR 450/21 
vom 16.02.2023 (nach tagesschau.de 
vom 16.02.2023)
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Welche Steuersenkung wirklich 
Menschen mit niedrigem Einkommen hilft 
Der Finanzminister verdient an den Preissteigerungen 
bei lebensmitt eln und energie mit
Von Arnold Voskamp

Der Bundesfi nanzminister Lindner 
fordert gerne Steuersenkungen. 
Er denkt dabei an die Einkommens-
steuern. Diese zu senken nutzt am 
meisten denen, die die höchsten 
Einkommen haben. Auch die Infl ati on 
trifft   vor allem die einkommens-
schwachen Teile der Bevölkerung. 
Doch was viele nicht wissen: Durch die 
Mehrwertsteuer nimmt der Finanzminis-
ter durch die Teuerung zusätzliche Milli-
arden ein. Er spricht nur nicht darüber. 

D
ie größten Steuereinnahmen 
jedoch, nämlich 250 Milli-
arden euro jährlich, kom-
men aus der Umsatzsteuer, 

auch Mehrwertsteuer genannt. Die 
Mehrwertsteuer ist die wichtigste 
einnahmequelle für den Staat und 
für lieschen Müller und Ott o Normal-
verbraucher, also für die einfachen 
leute. Die zweitgrößte Steuer, die 

mit. Und das spüren wir deutlich. ein 
Beispiel aus meinem edeka-Markt: 
die preiswertesten Nudeln der eigen-
marke „gut und günsti g“. Vor einem 
Jahr kostete das Pfund der billigsten 
Spaghetti   49 Cent, davon kriegte der 
Finanzminister 7 Prozent, also etwa 
3,2 Cent. Jetzt, Anfang 2023, im glei-
chen Supermarkt gibt’s die billigsten 
Nudeln für 99 Cent das Pfund, davon 
kriegt der Finanzminister 6,5 Cent. Für 
die gleiche Menge Nudeln zahle ich 
dem Finanzminister also 100 Prozent 
mehr als vor einem Jahr. So verdient 
der Staat an der Infl ati on mit. 

(Dass die Nahrungsmittel allgemein 
teurer werden, liegt nicht am Finanzmi-
nister, das liegt an lidl, edeka, Aldi und 
den anderen lebensmittelkonzernen. 
Sie wollen verdienen und erhöhen die 
Preise, so gut sie das im Markt durch-
setzen können. Die Vorsitzende des 
Bundesverbandes der Verbraucherzen-
tralen, ramona Pop, fordert eine Über-
gewinnsteuer für Nahrungskonzerne.) 

lohnsteuer, bringt dem Staat etwa 
220 Milliarden euro. 

Lebensmitt el und Strom 
treiben Kosten für ärmere 
Haushalte in die Höhe

Immer wenn der Preis für eine 
Ware steigt, dann verdient der Fi-
nanzminister über die Umsatzsteuer 

Quelle: htt ps://www.verbraucherzentrale.de/wissen/lebensmitt el/lebensmitt elprodukti on/
steigende-lebensmitt elpreise-fakten-ursachen-ti pps-71788
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Beim Strom verdient der Finanzmi-
nister auf gleiche Weise: Der Strom 
von meinem Anbieter ist ab Anfang 
2023 doppelt so teuer wie vor einem 
Jahr. Über die Mehrwertsteuer, hier 
19 Prozent, kassiert der Finanzmini-
ster mit ab, und zwar nicht zu knapp: 
er bekommt doppelt so viel für mei-
nen Stromverbrauch wie vor einem 
Jahr. Schon vor März 2022 waren die 
Preise in eine Aufwärtsbewegung 
gekommen. Mit dem Ukraine-Krieg 

Keine Steuerbefreiung für die 
Reichen!

Wer jedoch nur einen geringeren 
Teil des einkommens für den le-
bensunterhalt verbraucht, legt das 
Übrige zurück, kauft sich damit Ak-
tien und dergleichen. Für solche Ge-
schäfte, für die Vermögensbildung, 
fällt keine Umsatzsteuer an. Der FDP-
Finanzminister lindner denkt sich: 
Für gehobene einkommen ist eine 

Prozent auf der erde in der Corona-
wie in der Ukraine-Krise am stärk-
sten gestiegen, das zeigt der aktuelle 
Oxfam-Bericht „Survival of the ri-
chest“ (https://www.oxfam.org/en/
research/survival-richest, siehe den 
Beitrag zum unverschämten reich-
tum, auch in dieser SPerre).

Die Mehrwertsteuer kann weg

Die Mehrwertsteuer trifft jedoch 
nicht alle gleich. Wer all sein einkom-
men für den Konsum aufbraucht, 
zahlt auf alles Mehrwertsteuer. Das 
belastet die ärmere Hälfte der Bevöl-
kerung überdurchschnittlich stark. 
Dass die Mehrwertsteuer nicht unan-
tastbar ist, hatte die FDP schon ein-
mal vorgemacht: Nach erfolgreicher 
lobbyarbeit der Hotelverbände ver-
zichtet der Staat seit 2009 auf 12 Pro-
zent Mehrwertsteuer bei Hotelüber-
nachtungen von Geschäftsreisenden. 

einen kleinen Schritt zur Mehrwert-
steuer-entlastung bei lebensmitteln 
schlägt jetzt Cem Özdemir vor, grü-
ner Bundesminister für ernährung 
und landwirtschaft: er möchte die 
Mehrwertsteuer auf Obst und Ge-
müse von sieben Prozent auf null 
senken, um damit gesunde ernäh-
rung zu fördern. Bitte mehr davon! 
Die spanische Regierung macht es 
längst vor. Die Mehrwertsteuer auf 
alle lebensmittel außer Fisch und 
Fleisch ist in Spanien weggefallen. 
Die Teuerungsrate ist dadurch deut-
lich zurückgegangen, und gerade die 
Menschen mit den kleinen einkom-
men werden entlastet. 

stiegen jedoch auch die Preise für 
Nahrungsmittel rasant. Die energie-
preise gingen schon vorher deutlich 
in die Höhe, zusätzlich angetrieben 
durch die kriegsbegleitenden Sankti-
onen und anderen Kriegsfolgen. 

energie und Nahrungsmittel sind 
die größten Preistreiber. Gleichzeitig 
kommen wir nicht daran vorbei. Auf 
essen und Trinken und 
Warmduschen verzichten 
kann selbst der Finanzmi-
nister nicht. Und auf die 
Mehrwertsteuer verzich-
tet er schon gar nicht. Je 
größer die Preissteige-
rung, desto mehr fließt 
davon über die Mehrwert-
steuer ins Staatssäckel. 
Die Mehrwert- oder Um-
satzsteuer füllt auch in 
der Krise die Kassen des 
Staates, ohne dass die 
Steuerzahler*innen viel 
Ärger machen.

Senkung der Mehrwertsteuer nicht 
so hilfreich, für Menschen mit sol-
chen einkommen ist die Senkung der 
einkommenssteuer dagegen zielge-
nau. Deshalb redet lindner nur über 
die einkommenssteuer. (Über die in 
der Verfassung vorgesehene, aber 
nicht erhobene Vermögenssteuer 
schweigt lindner erst recht. Dabei 
sind die Vermögen der reichsten ein 
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Minijobs
 

Minijobs – Jobs bis 520 Euro

Geringfügige Beschäft igungen werden bei der Steu-
er und bei der Sozialversicherung besonders behan-
delt. Sie heißen auch Minijobs, früher auch 450 euro-
Jobs genannt, jetzt 520-euro-Jobs, selbst wenn man 
dabei weniger als 520 euro verdient. Die Minijobgren-
ze von 520 euro monatlich orienti ert sich am aktu-
ellen Mindestlohn von 12 euro pro Stunde, die Grenze 
steigt mit jeder Anhebung des Mindestlohns.

Arbeitgebende suchen Minijobber*innen, weil Mel-
deverfahren und Beitragszahlung leichter zu handha-
ben sind. Weil bei ausgegliederten einfacharbeiten 
eine niedrigere lohneinstufung vorliegt und weil die 
Minijobber*innen weniger hohe Ansprüche an Mini-
jobs entwickeln als an reguläre Arbeitsverhältnisse.

Ausführliche Informatonen gibt die Minijob-zentrale 
(45115 essen, Telefon: 0355 - 290 27 07 99, Internet: 
www.minijob-zentrale.de) sowie Ihre Krankenkasse 
oder die rentenversicherung. einen kurzen Überblick 
bieten wir mit diesem Blatt .

Krankenversicherung und 

Rentenversicherung

Wenn Sie lohn bis 520 euro im Monat als abhängig 
beschäfigte*r Arbeitnehmer*in verdienen, zahlen 
Sie anders als andere Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer davon keine Abgaben für die Arbeitslo-
sen-, Kranken- und meist auch für die rentenversi-
cherung. Sie verdienen nett o für brutt o. Vereinzelte 
Abweichungen auf über 520 euro lösen noch keine 
Versicherungspflicht aus. Wenn Ihr lohn mehr als 
zweimal im Jahr über 520 euro liegt, müssen Sie von 
da an Sozialversicherungsbeiträge zahlen.

Keine Beiträge heißt: Aus einem Minijob erwerben 
Sie keinen Krankenversicherungsschutz. Beiträge für 
die rente sollen in der regel abgeführt werden, die 
meisten Minijobber entscheiden sich aber gegen den 
regelabzug. Volle rentenbeitragszeiten können Sie 

nur mit extra-zahlungen an die rentenkasse ansam-
meln. So erwerben Sie auch den Anspruch auf Förde-
rung von riester-Beiträgen. Beziehen Sie Alg II neben 
dem Minijob, dann bringt ihnen der Rentenbeitrag 
später etwas mehr rente, aber heute keinen Nachteil: 
Den Abzug vom lohn gleicht das Jobcenter aus.

Mehrere Jobs

Wenn Sie sich einen zweiten Minijob suchen und 
dann insgesamt über 520 euro verdienen, stellt die 
Minijobzentrale Ihre Versicherungspflicht beider Jobs 
fest und teilt das Ihren beiden Arbeitgebenden mit. 
in der Regel bekommen Sie dann Stress mit denen. 
Besser, Sie verhandeln das vorher mit ihnen.

Üben Sie neben einer versicherungspflichtigen 
Hauptbeschäfigung einen Minijob aus, dann müs-
sen Sie in diesem einen Minijob keine Abgaben zah-
len. Der zweite, dritt e oder vierte zusätzliche Mini-
job dagegen ist normal versicherungspflichtg. Kei-
nen Abzug bringt ein zusätzlicher Verdienst, wenn 
dieser aus selbstständiger Honorartätgkeit oder aus 
nebenberuflicher Aufwandsentschädigung (Übungs-
leiterpauschale) kommt und nicht aus einer abhän-
gigen Arbeit stammt.

Abgabe- und Meldepflichten
Arbeitgeber*innen melden ihre geringfügig Beschäf-

ti gten bei der Minijobzentrale an und führen die Ab-
gaben dahin ab (www.minijob-zentrale.de). Sie zahlen 
30 Prozent des lohns als Pauschale für die renten-, 
Kranken- und Pflegekasse sowie für die lohnsteuer.

Gibt ein*e Arbeitnehmer*in die lohnsteuerkarte 
ab, dann entf ällt der zwei-Prozent-Anteil für diese 
Pauschalsteuer.

Haushaltsnahe Dienstleistungen sind billiger, die Pau-
schale für die lohnnebenkosten beträgt nur 12 Prozent. 

Infoblatt  der Beratungsstelle Arbeit im cuba
St
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Achtermannstraße 10-12, 48143 Münster
Tel. 0251 - 511929

www.cuba-arbeitslosenberatung.de
info@cuba-arbeitslosenberatung.de
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Steuerzahler*innen können Ausgaben für Haushalts-
hilfen steuermindernd geltend machen.

Neben der Pauschale müssen kleine Arbeitgebende 
(bis 30 Beschäfi gte) die Umlage nach dem lohnfort-
zahlungsgesetz bezahlen, dafür übernimmt die Mi-
nijobzentrale bei Krankheit oder Mutt erschutz der 
Beschäfi gten die lohnfortzahlung.

Jobcenter und Agentur für Arbeit fragen regelmä-
ßig die Meldungen bei der Minijobzentrale ab, auf 
diesem Weg erfahren sie von allen geringfügigen Be-
schäft igungen.

Arbeitsrechtliche Regeln, Lohn, 
Urlaub, Krankheit, Kündigung
Arbeitsrechtlich gelten weitestgehend die glei-

chen regeln wie für andere Arbeitskräfe. Mini-
jobber*innen sind Teilzeitarbeitskräfe, aber sie dür-
fen nicht wegen ihres geringeren Arbeitsumfangs 
schlechter gestellt werden als Vollzeitbeschäfi gte. 
Sie haben einen Anspruch auf einen schriflichen 
Arbeitsvertrag, auszustellen bis spätestens 14 Tage 
nach Arbeitsaufnahme.

Der Mindestlohn von 12 euro pro Stunde gilt. Mo-
natlich 520 euro bedeuten, dass Sie in der Woche bis 
zu zehn Stunden arbeiten. Um den Mindestlohn nicht 
mit Manipulation an der Arbeitszeit zu umgehen, 
müssen Arbeitsbeginn und Arbeitsende spätestens 
nach einer Woche aufgezeichnet sein.

Geringfügig Beschäfigte haben Anspruch auf be-
zahlten Urlaub und Lohnfortzahlung bei Krankheit 
wie alle Arbeitnehmer*innen. Minijobber*innen ha-
ben den gleichen Anspruch auf Urlaubs- oder Weih-
nachtsgeld wie Vollzeitbeschäfigte. es gelten die 
Kündigungsschutzregeln wie für alle anderen auch. 
Sie müssen nach dem gleichen Tarif bezahlt werden 
wie andere Beschäfigte auch. Sie haben Anspruch 

auf tarifliche Zusatzleistungen wie eine betriebliche 
Altersversorgung.

Diese arbeitsrechtlichen Vorschrifen können nicht 
durch einzelvertrag zwischen Arbeitgebenden und 
Beschäfi gten ausgeschlossen werden. Oft  erwarten 
Minijobber*innen keinen arbeitsrechtlichen Schutz 
– aber es gibt ihn. Im Gegenteil: lohnfortzahlung, 
Kündigungsschutz, Tariflöhne sind es wert, dass Sie 
bei Arbeitsaufnahme darum verhandeln, diese positv 
in den Arbeitsvertrag zu schreiben.

Besondere Personengruppen

• Auszubildende sind auch unter 520 euro normal 
versichert und versteuert.

• Schüler*innen und Studierende haben in Bezug auf 
Versicherungsfreiheit besondere regeln.

• Für Arbeitslose mit geringfügigem Nebenverdienst 
gilt das normale Anrechnungsverfahren.

Löhne oberhalb von 520 Euro, 
Midijobs, Gleitzone
Über 520 euro arbeiten Sie auf Steuerkarte und 

sozialversichert, Sie sind damit auch krankenversi-
chert. Bei 521 euro lohn werden 30 Cent von Ihrem 
lohn abgezogen. Der Abzug steigt dann nach und 
nach an, bis bei 2000 euro Brutolohn die üblichen 
etwa 20 Prozent Beiträge erreicht sind. Ihr Betrieb 
zahlt oberhalb von 520 euro den üblichen Arbeitge-
beranteil. 

Für die genaue Beitragsberechnung bieten die mei-
sten Krankenkassen auf ihrer Webseite einen soge-
nannten Gleitzonenrechner. Dazu kommen die Abzüge 
für die Steuer, hierbei sind Sie in den Steuerklassen 
1, 2, 3 oder 4 bis knapp 1000 euro brutt o steuerfrei. 

A r B e I T  &  S O z I A l e S  _ 
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Die Pandemie hat viel zu lang 

gedauert. Die friedlose Zeit 

dehnt sich ins Unerträgliche. 

Die Krisen scheinen sich mit 

zunehmender Geschwindigkeit 

zu häufen. Eine Folge davon: 

Die Schere zwischen Arm und 

Reich öff net sich steti g weiter, 
der Spalt in der Gesellschaft  
vergrößert sich zusehends.

Ä
rmere Menschen haben im 
vergangenen Jahr drasti sch 
an Kaufk raft  verloren. laut 
Deutschem Gewerkschaft s-

bund (DGB) sind auch, und gerade, 
Bürgergeld empfänger*innen nicht 
vor hohen Teuerungsraten geschützt. 

Aktuelle zahlen werfen die Frage 
auf, ob die Bundesregierung ihr Ver-
sprechen, in der energiekrise nie-
manden alleinzulassen, tatsächlich 
eingelöst hat. Das gilt insbesondere 
für die ärmsten der Gesellschaft , also 
die empfänger*innen von Hartz IV, 
das zum 1. Januar 2023 vom neuen 
Bürgergeld abgelöst wurde. Der Stu-
die des DGB zufolge verloren auch 
sie im vergangenen Jahr teilweise er-
heblich an Kaufkraft und rutschten 
de facto unter das existenzminimum. 

Laut DGB-Studie bleiben viele 
trotz Bürgergeld unter dem 
Existenzminimum

Die Infl ati on sti eg im vergangenen 
Jahr erst durch lieferengpässe wäh-
rend der Corona-Pandemie und dann 

durch die vom russischen Angriff skrieg 
ausgelöste energiekrise stark an. Das 
Stati sti sche Bundesamt taxierte sie für 
das gesamte Jahr 2022 auf 7,9 Prozent 
– den höchsten Wert seit 1951. Um 
die damit verbundenen Härten auszu-
gleichen, stellte die Bundesregierung 
entlastungspakete in Höhe von etwa 
200 Milliarden euro bereit. Manches 
davon, etwa einmalzahlungen für er-
wachsene und Kinder oder das von 
Juni bis ende August gülti ge Neun-eu-
ro-Ticket für den öff entlichen Nahver-
kehr, kam auch Hartz-IV-empfänge-
rinnen und -empfängern zugute. 

Insgesamt aber konnten die ent-
lastungen den DGB-Berechnungen 
zufolge die teuerungsbedingten Be-
lastungen bei Weitem nicht ausglei-
chen. eine arbeitslose Alleinerzie-
hende mit einem zehnjährigen Kind 

Reich? Uns reicht es – nicht!
Die Dauerkrisen machen Arme immer ärmer, verschämter 

und demokrati emüder
Von Christoph Theligmann
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betrachtet, befi nden sich nicht im sel-
ben Fahrstuhl.“

„(Armut)… ist eine Gefahr für die Demo-

krati e: Die Menschen sind empfänglicher 
für Rechtsextremismus und Rechtspopu-
lismus. Viele reagieren irrati onal, indem 
sie das bestehende politische System 
der Bundesrepublik ablehnen. Sie ver-
lieren das Vertrauen in die etablierten 
Parteien und drift en nach Rechtsaußen.“

z U M  l e B e N  z U  W e N I G  _ 
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büßte demnach aufs Jahr gerechnet 
etwa 750 euro ein, ein Alleinste-
hender 470 euro, ein Paar mit zwei 
Kindern im Alter von 14 und 16 Jah-
ren etwa 1600 euro. Bei Menschen, 
die ihre rente oder ihren lohn auf-
stockten, waren die Verluste etwas 
geringer, da sie zusätzlich Anspruch 
auf die energiepauschale der Bun-
desregierung von 300 euro hatten. 
Die einbußen dürft en die leistungs-
empfänger*innen empfi ndlich getrof-
fen haben, da viele von ihnen über 
keinerlei fi nanzielle rücklagen verfü-
gen. Sie müssen einen Großteil ihres 
Geldes für lebensmittel ausgeben, 
deren Preise sti egen besonders stark. 

„‚You’ll never walk alone‘ – das galt 
für die Grundsicherungs empfänger-
*innen im vergangenen Jahr fi nanzi-
ell ganz sicher nicht“, kriti sierte DGB-
Vorstandsmitglied Anja Piel in An-
spielung auf ein bekanntes zitat von 
Kanzler Olaf Scholz (SPD), keine*n in 
der Krise allein zurückzulassen. 

Bürgergeld statt  Hartz IV – der 
bessere Schutz vor Armut?

Mit der einführung des Bürgergelds 
zum 1. Januar 2023 ist die Infl ati on 
nun anscheinend ausgeglichen. Der 
regelsatz ist auf 502 euro gesti egen, 
also um 11,8 Prozent gegenüber dem 
alten Hartz-IV-Satz. Der DGB kriti siert 

jedoch, dass die empfänger*innen 
auch künft ig nicht vor hohen Teue-
rungsraten geschützt seien, der jähr-
liche Mechanismus zur Anpassung 
der regelsätze sei unzureichend. 

Das Arbeitsministerium teilte in 
einer Pressemitt eilung mit, die Bun-
desregierung habe „eine ganze rei-
he von Maßnahmen erlassen, um die 
schlimmsten Folgen der Preissteige-
rungen abzufedern“. Die Frage bleibt, 
ob dies ausreicht – auch in Zeiten, 
wenn die Teuerungsrate sich wieder 
abschwächt, aber auf erhöhtem Ni-
veau im Vergleich zur zeit vor dem 
Preisansti eg verharrt.

Warum Menschen auf Hilfe 
verzichten – die (un)ver-
schämte Armut

zu dem Phänomen Armut gehört, 
dass aus Scham Millionen Menschen 
in Deutschland weder Wohngeld, 
Kinderzuschlag, Grundsicherung im 
Alter noch Pfl egehilfen in Anspruch 
nehmen, allesamt staatliche leistun-
gen, die ihnen im Grunde zustünden. 
Die verschämte Armut, die Armut 
also, die in keiner amtlichen Stati sti k 
in zahlen auftaucht, wollte schon 
die rot-grüne Bundesregierung in 
den Nullerjahren bekämpfen. Nie-
mand sollte sich mehr dafür schä-
men, auf staatliche Hilfe als rentner 

oder rentnerin angewiesen zu sein. 
Die regierung führte die staatliche 
Grundsicherung im Alter ein, damit 
mehr alte Menschen das bekommen, 
was ihnen zusteht. Andere reformpa-
kete mit Sozialgesetzen folgten. Was 
aber hat die Politi k seitdem erreicht?

Noch immer verzichten viele Men-
schen auf Sozialleistungen vom Staat. 
20 Jahre später zeichnen Forsche-
rinnen und Forscher weiterhin ein 
düsteres Bild. egal, ob es ums Wohn-
geld, um die Grundsicherung im Alter, 
Hartz IV (jetzt Bürgergeld), den Kin-
derzuschlag oder Pfl egehilfen geht: 
Der Staat spart jedes Jahr etliche 
Milliarden euro, weil Millionen Bür-
gerinnen und Bürger nicht die Hilfen 
und Zuschüsse beantragen, die sie 
laut Gesetz beziehen könnten. 

Viele Menschen fühlen sich wie 
Bittstellerinnen und Bitsteller. Das 
beschämt sie und hält sie davon ab, 
die Sozialleistungen zu beantragen, 
die ihnen zustehen. Dieser Umstand 
ist wissenschaftlich längst penibel 
erfasst. zum Beispiel die Grund-

„‚Fahrstuhl-Eff ekt‘: Dass also alle sozi-

alen Schichten im Zuge des sogenann-
ten Wirtschaftswunders nach oben 
gefahren seien und während der auf-
kommenden Massenarbeitslosigkeit in 

den 1980ern, wie in einem Aufzug, ge-
meinsam nach unten. Ich habe damals 
schon darauf hingewiesen, dass es eher 
einen Paternoster-Eff ekt gibt: Die einen 
fahren nach oben, während die anderen 
nach unten fahren. Arm und Reich sind 
strukturell miteinander verzahnt. Arbeit 
und Kapital, als gesellschaft liche Klassen Quelle: arte Magazin 01/23, Seite 14 f. 

Gesellschaft liche Armut ist 
demokrati egefährdend
(Interview mit dem Armutsforscher Christoph Butt erwegge – zitate)

Die Preissteigerungen 
besonders bei Energie 

und Lebensmitt eln treiben 
die Infl ati on voran
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sicherung im Alter, eine staatliche 
Hilfe für rentnerinnen und rentner 
mit einem so geringen Altersein-
kommen, dass es nicht zum leben 
reicht: ende 2021 erhielten nach An-
gaben des Stati sti schen Bundesamts 
fast 600.000 Menschen im rentenal-
ter diese Hilfeleistung. Noch mehr 
haben sie allerdings gar nicht erst in 
Anspruch genommen. Das errech-
nete das Deutsche Insti tut für Wirt-
schaft sforschung (DIW) bereits 2019. 

Schon damals schätzten die DIW-
Forscher, dass 625.000 rentner-
haushalte offensichtlich von weni-
ger als dem lebten, was der Staat 
ihnen als absolutes Minimum für 
den lebensstandard zugesteht. 
Inzwischen dürften es noch mehr 
sein, die diese Grundsicherung nicht 
beziehen, da die zahl der Alten, de-
nen die rente nicht zum leben reicht, 
weiter zugenommen hat. laut DIW 
beziehen vor allem Senioren mit ge-
ringen Ansprüchen keine Grundsi-
cherung, also gerade diejenigen, die 
sie besonders benötigen. Nähmen 
diese Senioren die leistung voll in 
Anspruch, wäre ihr einkommen um 
gut 30 Prozent höher.

Verdeckte Kinderarmut

Ähnlich schlecht sieht es bei der 
Grundsicherung für Jüngere aus, be-
kannt als Hartz IV oder Arbeitslo-

sengeld II, das mit Beginn des neu-
en Jahres vom Bürgergeld ersetzt 
wurde. Je nachdem, welche Studie 
man heranzieht, liegt der Anteil 
der Haushalte, die auf die Hilfe An-
spruch haben, sie aber nicht bezie-
hen, bei 30 bis 60 Prozent. Arbeits-
marktforscher sprechen deshalb 
von einem millionenfachen Verzicht 
auf Hartz IV bzw. Bürgergeld. Beim 
Wohngeld für Geringverdienende, 
deren einkommen zumindest so 
hoch ist, dass sie nicht auf das Bür-
gergeld angewiesen sind, ist es nicht 
anders: Man schätzt, dass etwa die 
Hälfte der berechtigten Haushalte 
kein Wohngeld beantragt. zuletzt 
bezogen knapp 600.000 Haushalte 

die Hilfe zum Wohnen. Durch die 
reform des Wohngelds soll ihre zahl 
auf zwei Millionen Haushalte stei-
gen. Statt  monatlich 190 euro soll 
es im Durchschnitt  künft ig 370 euro 
geben. 

Wenig genutzt werden ebenfalls 
zwei andere Hilfen des Staates, so 
etwa der Kinderzuschlag für Gering-
verdiener (nicht zu verwechseln mit 
dem Kindergeld). Maximal zahlt die 
Familienkasse hier 250 (bisher 229) 
euro pro Kind und Monat. Trotzdem 
kassierten nur 30 Prozent der An-
spruchsberechtigen den Zuschlag, 
sagt Bundesfamilienministerin lisa 
Paus (Grüne). 

Hilfen gegen Armut

Die Armutsgefährdung in Deutsch-
land hat durch die allgemeine Preis-
steigerung weiter zugenommen. Dies 
gilt vor allem für die explosion der en-
ergiekosten, die auch die staatlichen 

Hilfszahlungen nur bedingt ausgleichen 
konnten. einige der Zahlungen stehen 

sogar noch aus, etwa für Studierende, 
oder deren Ausführung ist in der berüch-
ti gten Bürokrati e stecken geblieben.

Umso wichti ger ist der zugang zu hilf-
reichen Informati onen. einige der wich-
ti gsten Sozialeinrichtungen in Deutsch-
land haben sich dafür zusammenge-
schlossen und im internet die Seite 

Münster-Pass-Besitzer*innen bereit: In 
den kleinen Cinema-Sälen jeweils zwei 
pro Vorstellung, im größeren Cinema 1 
jeweils vier. erhältlich direkt an der Kino-
kasse gegen Vorlage des Passes.

energie-hilfe.org ins Netz gestellt. Die Hilfs-
angebote dort sind sehr aufschlussreich.

Auch das Aufrufen der Caritas-Webseite 
macht diesbezüglich Sinn (caritas-ms.de). 
ein Hinweis zur Nutzung: In der Suchmaske 
den Begriff  „energieberatung“ eingeben 
und den Suchergebnissen folgen.

Aufgrund der hohen Kosten sind Men-
schen mit wenig Geld ebenfalls vielfach 
vom sozialen und kulturellen leben aus-
geschlossen. im Rahmen der initiative 

htt ps://ichbinarmutsbetroff en.start.page 

stellen das Kino Cinema und Die linse in 

Münster (Warendorfer Straße 82) seit 
Jahresbeginn kostenlose Kinotickets für 

Infos zum 
Münster-Pass 
auf: www.stadt-
muenster.de/sozialamt/
muenster-pass.html

Nur 30 Prozent der 
Anspruchsberechti gen 
beantragen den Kinder-

zuschlag für Geringverdiener. 
Hier zahlt die Familienkasse 

bis zu 250 Euro pro Kind 
und Monat
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ebenso wenig bekannt scheinen ei-
nige Hilfen zu sein, die es für die Pfl e-
ge von Angehörigen gibt. Wenn alle 
Betroffenen in Anspruch nähmen, 
was ihnen zusteht, lägen die Kosten 
im Bereich häusliche Pfl ege um zwölf 
Milliarden euro über den derzeiti gen 
Ausgaben, so der Verband der Kriegs-
beschädigten, Kriegshinterbliebenen 
und Sozialrentner Deutschlands e.V., 
kurz VdK . 

Viele fühlen sich gebrandmarkt 
und stellen keinen Antrag

Woran liegt es aber, dass sich so 
viele Menschen so viel Geld nicht ein-
fach von den Sozialbehörden holen? 
Auch darauf haben Wissenschaft ler 
eine Antwort. DIW-Forscher fanden 
in einem experiment heraus, dass 
Menschen eher bereit sind, Hilfen zu 
beantragen, wenn dies privat mög-
lich und nicht öff entlich sichtbar ist, 
sodass es andere mitbekommen.

Forscher sprechen von der Angst 
vor Stigmatisierung. zwei Kompo-
nenten spielen hierbei eine rolle: 
Viele Anspruchsberechtigte fürch-
ten sich vor dem Urteil anderer Men-
schen, zum Beispiel in Bezug auf ihre 
leistungsfähigkeit. Diese Angst kann 
sie davon abhalten, die zahlung abzu-
rufen. Hinzu kommt das moralische 
Sti gma. Wer die Hilfen nicht in An-
spruch nimmt, verzichtet oft  darauf, 
um nicht als Tritt brettf  ahrerin oder 
Tritt brettf  ahrer wahrgenommen zu 
werden, die oder der sich auf Kosten 
anderer fi nanziell besserstellt, heißt 
es in der DIW-Studie. Und gerade 
im Alter wollen viele Menschen, die 
womöglich ihr leben lang gearbei-
tet haben, nicht auf Almosen des 
Staates angewiesen sein. 

zusätzlich zur Angst vor Sti gmati -
sierung gibt es diverse andere Grün-
de für den Verzicht auf Sozialleistun-
gen, etwa auch schlichte Unwissen-
heit. Zudem ist vielen Menschen das 
Ausfüllen der Anträge zu kompliziert 
oder zu aufwendig, auch gemessen 
an dem Geld, das womöglich später 
für sie herausspringt. So gibt es noch 
immer in Formularen Fragen mit 

doppelter Verneinung. Diese sind 
so schwer zu verstehen, dass selbst 
experten angeben, nicht zu wissen, 
ob „Ja“ oder „Nein“ die richti ge Ant-
wort ist. 

Menschen scheuen den Gang zum 
Amt, manche wollen sich nicht vor 
fremden Sachbearbeiter*innen die 
Blöße geben, jeden euro vom ein-
kommen und Vermögen offenzule-
gen. Wieder andere haben, beson-
ders bei der Grundsicherung im Alter 
Angst vor Nachteilen, so die in der 
regel unberechti gte Sorge, aus ihrer 
Wohnung oder dem Haus ausziehen 
zu müssen. Weitverbreitet scheint 
außerdem die Angst zu sein, dass der 
Staat auf das einkommen der Kinder 
zurückgreifen könnte, obwohl dies 
auf Kinder mit einem Jahreseinkom-
men von mehr als 100.000 euro be-
grenzt ist. 

Weniger Bürokrati e könnte 
schon mal helfen

Was wäre zu tun, damit Menschen 
das bekommen, was ihnen von Staats 
wegen zusteht? Sozialleistungen bei 
einem Anspruch automati siert aus-
zuzahlen könnte hier weiterhelfen. 

Beim Wohngeld gibt es nun einen 
ersten Schritt  in diese richtung: Das 
Geld wird vom neuen Jahr an nicht 
für zwölf, sondern für 24 Monate be-
willigt, sodass erst dann wieder ein 
neuer Antrag zu stellen ist. es wäre 
eine Vereinfachung. 

Die DIW-Forscher schlagen zudem 
bei der Grundsicherung im Alter stan-
dardisierte einkommensprüfungen 
vor. Und generell natürlich Anträge 
so vorzulegen, dass diese kurz und 
leicht verständlich sind, um büro-
kratische Hürden abzubauen. eine 
bessere Möglichkeit wäre, Anträge 
online zu stellen, das könnte die di-
versen Hilfen ebenfalls zugänglicher 
machen und dem einen oder der an-
deren die Angst vor Sti gmati sierung 
nehmen.

Wie schwierig solche änderungen 
in der Praxis umzusetzen sind, zeigt 
beispielhaft die Wohngeldreform. 
Die hat das Antragsverfahren zwar 
geringfügig vereinfacht, es wird dafür 
aber mehr in Anspruch genommen – 
und das bei weniger Bearbeitungs-
personal. Der Fachpersonalmangel 
ist allerdings ein Thema, welches an 
anderer Stelle zu erörtern wäre.
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Des einen Leid ist des 
anderen Freud
Oxfam hat eine Studie 

veröff entlicht, die aufzeigt, 
dass vor allem die Reichsten von 

steigenden Lebensmitt el- und 
Energiepreisen profi ti eren. 
In der Studie wird vor einer 

Verschärfung von Ungleichheit 

in der Welt und auch in 

Deutschland gewarnt.

D
ie internationale entwick-
lungs- und Kampagnenor-
ganisation Oxfam belegt in 
ihrer neuen Studie, dass le-

bensmitt el- und energieunternehmen 
ihren Gewinn im Krisenjahr 2022 mehr 
als verdoppelt haben. Die altbekannte 
Schere zwischen Arm und reich geht 
in ungekanntem Tempo auseinander: 
erstmals seit 25 Jahren haben sowohl 
extreme Armut als auch extremer 
reichtum zugenommen. Seit 2020 ver-
bucht das reichste Prozent der Weltbe-
völkerung zirka zwei Dritt el des welt-
weiten Vermögenszuwachses für sich. 
Diese entwicklung zeigt sich global, 
sowohl in armen als auch in reichen 
ländern. So sind Vermögen auch 
in Deutschland und der eU trotz des 
allgemeinen zuwachses und einer 
starken Wirtschaft extrem ungleich 
verteilt. Das Gesamtvermögen aller 
Milliardärinnen und Milliardäre ist 
seit der Pandemie täglich um durch-
schnittlich 2,7 Milliarden US-Dollar 
gesti egen.

Manuel Schmitt, referent der Or-
ganisation, findet folgende Worte: 
„Während Millionen Menschen nicht 
wissen, wie sie lebensmitt el und en-
ergie bezahlen sollen, bringen die Kri-
sen unserer zeit giganti sche Vermö-
genszuwächse für Milliardär*innen.“

Mit Steuern Ungleichheit 
bekämpfen

Menschen mit geringem einkom-
men haben schlicht keine lobby. Sie 
fi nden in der Politi k weniger Gehör 
als Personen und Unternehmen mit 
Milliarden auf den Bankkonten. Ox-
fam fordert von regierungen, nun 
endlich akti v zu werden und die stei-
gende Ungleichheit durch Steuern 
und Marktregulierung zu bekämpfen. 
Gefordert wird eine stärkere Besteu-
erung von sogenannten Übergewin-
nen, also den in der energiekrise 
entstandenen ungewöhnlich hohen 
Gewinnen, und die einführung einer 
Vermögenssteuer. Die Besteuerung 
auf hohe Gesamtvermögen in Form 
einer Vermögenssteuer findet in 
Deutschland bereits seit fast 30 Jah-
ren gar nicht mehr statt .

Die ungleichen Verhältnisse drän-
gen sich vielen auf: Mittlerwei-
le fordern sogar erb*innen groß-

er  Vermögen aus Deutschland und 
Österreich unter dem Slogan „Tax 
me now“ Vermögensabgaben und 
-steuern auf ihr Geld. Angekommen 
ist das leider nicht beim aktuellen 
FDP-Bundesfi nanzminister Christi an 
lindner. er findet, eine solche Ge-
setzesänderung „kann Deutschland 
sich nicht leisten“ und will statt  mehr, 
lieber noch weniger Besteuerung.
Als Argument nennt er beispielswei-
se, dass Vermögenssteuern kaum 
noch üblich seien und es auch in an-
deren ländern der eU nur noch selten 
solche Konzepte gebe. Dieses Argu-
ment zieht nicht so richti g, vielmehr 
macht es deutlich, warum auch in 
allen anderen eU-Staaten der Trend 
weiter in richtung der Aufspaltung 
der Gesellschaft  in extrem reich und 
extrem arm geht.

lindner selber liegt damit wiede-
rum ganz im Trend der ergebnisse 
der Studie. Bravo! 
Anna Laura Askanazy
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A
ls der britische Kulturwis-
senschaftler und Schrift-
steller Mark Fisher 2017 
freiwillig aus dem leben 

schied, war die Bestürzung – zumin-
dest in der linken Polit- und Kultur-
szene – immens. Fisher galt als einer 
der wachsten und originellsten Den-
ker im englischsprachigen Raum der 
ersten anderthalb Dekaden des 21. 
Jahrhunderts. Fishers essayistische 
Methode, mitunter einander nur au-
genscheinlich artf remde Phänomene 
und Themenkomplexe in Bezug zu-
einander zu setzen, um ihre ti eferen 
Bedeutungs- und Bewegungsebenen 
auszuloten und ans licht zu bringen, 
erinnert nicht von ungefähr an die 
publizisti schen Arbeiten seines deut-
schen Kollegen Dietmar Dath. Fishers 
Blog unter dem Alias k-punk genoss 
bereits zu lebzeiten des Autors Kult-
status. 

Niedergang ohne Aufschrei

Fishers essay „kapitalistischer re-
alismus ohne alternative?“ (Origi-
nalti tel: Capitalist realism: Is There 
No Alternati ve? – Die alberne Klein-
schreibung des deutschen Titels 
fi ndet im Text selbst keine Verwen-
dung.) entstand unmittelbar wäh-
rend und im Nachhall der Finanzkrise 
2008. Der Beinah-Kollaps des globa-
len Banken- und Finanzsystems mit 
seinen mitunter verheerenden Fol-
gen (nicht nur kurz- und mitt elfristi g, 
man schaue noch heuer nur mal nach 
Griechenland) hatte einen kurzen 
geschichtlichen Moment lang pro-

gressive Hoff nungen geschürt. Hoff -
nungen darauf, dass das weltweit 
herrschende, neoliberal radikalisier-
te kapitalistische Wirtschafts- und 
Gesellschaft smodell sich an diesem 
Punkt endgülti g selbst disqualifi ziert 
und vom Platz nimmt. Und das, um 
– im Idealfall – seinem systemischen 
Gegenpart, zum Mindesten jedoch 
einem demokratisch reformierten 
Postkapitalismus, das Feld mit der 
so wuchti gen wie undankbaren Auf-
gabe zu überlassen, aus den Trüm-
mern, die er hinterlassen hat, wieder 
ein Haus zu bauen. ein Haus – wenn 
schon nicht für alle – so doch für die 
Mehrheit der Menschheit anstatt  le-
diglich einer zahlenmäßig verschwin-
dend geringen Geldelite.

Von einem derartigen systemi-
schen Neustart sollte jedoch – zu-
mindest öffentlich – im Folgenden 
nie auch nur die geringste Rede 
sein. Fisher zeigt im hier bespro-
chenen Text auf, warum dem so war. 
Ohne auch nur einmal mit der Wim-
per zu zucken, machte sich das ne-
oliberale System in Form seines es-
tablishments und dessen Personals 
kurzerhand daran, selbst den eige-
nen Müll zusammenzukehren und 
scheinbar zu beseiti gen – mit den ihm 
eigenen Mitt eln. Was unter anderem 
nicht nur Millionen US-Amerikaner in 
Armut und Obdachlosigkeit trieb und 
das eU-Mitglied Griechenland zu ei-
ner Dritt e-Welt-Kolonie degradierte, 
in der sich die Suizidrate binnen Jah-
resfrist verfünff achte.

Karnickel im 
Erdloch

Mark Fishers Buch „kapitalisti scher realismus ohne 
alternati ve?“ hinterfragt das Festhalten an einem 

fragwürdigen System

Was veranlasst uns, an einem 
Wirtschaft s- und Gesellschaft s-
system festzuhalten, von 
dem wir wissen, dass es die 
Menschheit mitt elfristi g 
ruinieren und langfristi g 
womöglich auslöschen wird? 

Wer oder was hat unser 

Denken so eff ekti v und nach-
halti g dahingehend zurechtge-
stutzt, den Kapitalismus trotz 
all seiner Widersprüche und 

Verwerfungen als ausweg-, 
weil „alternati vlos“ zu begrei-
fen und zu verinnerlichen? 

Warum fällt es so vielen von 

uns off enbar leichter, sich das 
Ende der Welt vorzustellen als 

das Ende des Kapitalismus?

Eine Buchbesprechung von Robert Martschinke
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Was Fisher – und wohl nicht nur 
ihn – an alldem indes am nachhal-
tigsten irritierte: Wieso nahm es 
eine überwälti gende Mehrheit der 
Bevölkerung – quer durch alle ge-
sellschaftlichen Schichten – offen-
bar sti llschweigend, wenn nicht gar 
affirmierend (bekräftigend – Anm. 
d. redakti on) hin, dass die perma-
nente Krise des Kapitalismus mehr 
oder minder nahtlos – und unter so-
gar noch verschärft en Bedingungen 
– weiterbetrieben wurde, als sei 
überhaupt nichts gewesen? Wo war 
der allgemeine Aufschrei, waren die 
Proteste, Massenstreiks, Aufstände, 
rebellionen? Aktivistische Ansätze 
wie Occupy Wall Street entpuppten 
sich da letztendlich als bloße Kerzen-
lichter, Strohfeuer und erloschen wie-
der binnen Monaten, ohne langfristi g 
das Geringste bewirkt zu haben.

Neoliberale Gehirnwäsche

einen möglichen Grund für das 
Ausbleiben so gut wie jeglicher ge-

sellschaftlicher Gegenwehr gegen 
die Fortsetzung des nun selbst für in 
dieser Frage Blinde off ensichtlich zu-
ti efst destrukti ven Systems (Mitt ler-
weile haben wir mit der ungebremst 
eskalierenden Klimakatastrophe und 
der Dämmerung 
des Dritt en Welt-
kriegs noch we-
sentlich anschau-
lichere Beispiele 
vor aller Augen.) fi ndet Fisher in einer 
Phrase, deren Autorenschaft  off enbar 
nicht restlos geklärt ist. Sie klingt so 
absurd wie banal und gleichzeiti g er-
schreckend logisch: „es ist einfacher, 
sich das ende der Welt vorzustellen als 
das ende des Kapitalismus.“

Wie aber hat ein solches Wirt-
schaft ssystem – als Wirtschaft swei-
se, Machtstruktur, Gesellschaft sfor-
mati on, die im alleinigen Namen des 
Profits, dem alles Menschliche un-
ter Androhung der Vernichtung sich 
unterzuordnen hat und die alles und 
jeden zur Ware macht – wie hat es 

ein solch menschenverachtendes 
System vermocht, sich zumindest im 
„Wertewesten“ in dermaßen viele 
Köpfe einzunisten als einzig denk-
bare, vorstellbare, mithin alternati v-
lose Matrix des Seins?

„Es ist einfacher, sich das Ende der Welt vorzustellen 

als das Ende des Kapitalismus.“

Der Kulturwissenschaftler Fisher 
geht der Frage nach, woraus sich 
diese ideologische, totalitäre Indok-
trinati on speist. er wird nicht nur bei 
den Propagandainstrumenten und 
-programmen von Industrie und Politi k 
fündig, sondern auch in auf den ersten 
Blick vermeintlich unverdächti gen po-
pulären Filmen (die letzten endes auch 
nur Industrieprodukte sind, zumindest 
die allermeisten), bei (post-)modernen 
Kultur- und Kommunikationsmedien 
bis hin zum Gangsta-rap. (Wer Diet-
mar Daths „Die salzweißen Augen“ 
gouti ert hat, kommt in diesen Passa-
gen ebenfalls auf seine Kosten.)
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Aus seiner erfahrung als Dozent berichtet Fisher hin-
gegen eindringlich von der mentalen, seelischen Ver-
fasstheit, etwa seiner Schüler*innen an einer englischen 
Fachoberschule. Dabei zeigt er auf, welch drastische 
Folgen in Form psychischer erkrankungen und Defor-
mati onen letztendlich infolge jener Indoktrinati on und 
Konditi onierung auf neoliberale „Werte“, konsumori-
enti erte Verhaltensweisen und (pseudo-) soziale Um-
gangsformen bereits vor einer Dekade oder noch früher 
pandemisch geworden sind.

No Future?

Gleichzeiti g fragt sich der engagierte Bürger und Publi-
zist, weshalb es so verdammt schwierig ist – auch wenn 
man vermeintlich den „Durchblick“ hat und glaubt, die 
Trugbilder und wahren Mechanismen, zwecke und ziele 
des neoliberalen Systems durchschaut, entlarvt und iden-
ti fi ziert zu haben –, weshalb es so schwierig ist oder zu sein 
scheint, das System als Ganzes anzugreifen, ja überhaupt 
auch nur anzutasten. (Dafür steht der Abschnitt , in dem 
Fisher unter anderen dem bzw. der verblüfft  en leser*in 
mitt els Textnachweis vor Augen führt, dass Franz Kafk a 
das Prinzip des „Callcenters“, das lästi ge Anrufe gezielt 
ins leere laufen lässt, bereits vor 100 Jahren in seinem 
roman „Das Schloss“ in allen Details beschrieben hat.) 

Wie bei einem, wenngleich recht off enen und 
fl exiblen, Vertreter des Akzelerati onismus (Ak-
zelerati on heißt Beschleunigung; gemeint ist hier 
eine philosophische Denkschule, die den Kapi-
talismus mit seinen eigenen Mitt eln bekämpfen 
will. Demnach müsse der Kapitalismus und mit ihm vor allem 
seine technische entwicklung sogar beschleunigt werden, 
wenn man ihn schon nicht ändern oder aus ihm aussteigen 
könne, um ihm zu entkommen. Durch die Beschleunigung 
neuer technologischer entwicklungen, wie zum Beispiel 
die Künstliche Intelligenz, könne ein Mehr an emanzipati on 
erreicht werden. – Anm. d. redakti on). Daraus kaum anders 
zu erwarten, geht es nicht ohne die einordnung mancher 
Thesen und Sachverhalte in kyberneti sche, kon- und dekon-

Flüssig zu lesen ist Fishers Essay allemal, stellenweise 

sogar durchaus unterhaltsam

Mark Fisher: kapitalisti scher realismus ohne alternati ve? 
VSA Verlag Hamburg, 2013, Taschenbuch, 120 S., 12,80 €

strukti visti sche Schemata – jedoch stets verständlich und 
nachvollziehbar auch für leser*innen, die mit solchen Denk-
fi guren ansonsten wenig Umgang pfl egen. Gilles Deleuze 
und Slavoj zizek werden neben Kafk a am häufi gsten als Ge-
währsleute genannt und ziti ert, wobei zizek vor zehn Jahren 
off enbar noch nicht der kriegsgeile Neo-Konservati ve und 
Nato-Versteher war, als den er sich dieser Tage inszeniert. 

Ohne Solidarität wird es nichts

Flüssig zu lesen ist Fishers essay allemal, stellenweise so-
gar durchaus unterhaltsam. So dürft e es selbst beinharten 
Kommunistenfressern zumindest ein lächeln abtrotzen 
(wenngleich vielleicht auch nur ein demonstrati v abfälliges), 
wenn Fisher dar- und belegt, dass das berüchti gte stalini-
sti sche Bürokrati ekrakenmonster im Neoliberalismus (der 
vordergründig angetreten ist mit dem Anspruch, Bürokrati e 
weitestgehend beseiti gen zu wollen) eine zweite, bestens 
umhegte Heimat gefunden hat.

eine prakti kable lösung der zahlreichen Dilemmata, gar 
einen Ausweg aus der vermeintlich alternati vlosen Falle, in 
die wir alle geschubst worden sind oder uns haben schubsen 
lassen und in der wir nun so traumati siert wie desillusioniert 
festsitzen wie Karnickel im erdloch und der schrecklichen Din-
ge harren, die sich am Horizont abzeichnen und die Bezeich-
nung „zukunft “ schon seit langem nicht mehr verdienen: Das 
alles kann der Text allein schon aufgrund seines begrenzten 
Umfangs nicht anbieten. Wie immer ein möglicher Ausweg 
aus der scheinbaren Sackgasse Kapitalismus respekti ve Ne-
oliberalismus, eine Alternati ve zur vorgeblichen Alternati vlo-
sigkeit jedoch letztendlich aussehen mag – so viel steht auch 
für Fisher fest: Ohne massentaugliche und -mobilisierende 
Solidarität, dieses relikt aus lang vergangenen und verges-
senen zeiten, wird es nichts werden. Und die Uhr ti ckt. Viel-
leicht lauter denn je. 
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D
ie  Par tei  AfD begann 
2013 mit einer marktradi-
kalen Professorengruppe 
an der Spitze. Das erste 

Sprecher*innen-Team um Bernd lu-
cke, Konrad Adam und Dagmar Metz-
ger vertrat wie lucke in dem von 
ihm initi ierten „Hamburger Appell“ 
fakti sch die Abschaff ung des Sozial-
staats. Adam stellte in einem Beitrag 
der „Welt“ off en das Wahlrecht von 
Arbeitslosen in Frage, Metzger wollte 
sogar den Staat als Ganzes durch na-
hezu vollständige Privati sierung er-
setzen. 

wie möglich umzusetzen. Die AfD 
darf nicht die Menschen am unteren 
ende der sozialen Skala allein lassen.“ 
Viele Parteiprotagonist*innen, vom 
ehemaligen Sozialdemokraten und 
heutigen AfD-europaabgeordneten 
Guido reil bis hin zum Thüringer Par-
teichef Björn Höcke, stoßen seither 
regelmäßig – oberfl ächlich betrach-
tet - ins selbe Horn. Folgenlos bleibt 
das nicht. zwar zeigen die Wahler-
gebnisse im Superwahljahr 2021, 
dass der Aufwärtstrend der Partei 
erstmal gestoppt ist – bei allen Wahl-
en verlor die AfD an zuspruch –,al-
lerdings bleiben die Wahlergebnisse 
unter Arbeiter*innen, besonders 
männlichen, sehr hoch. Nach Aus-
wertungen von Statista wurde die 

Die unsoziale 
Sozialpolitik der 

AfD
Soziale rhetorik, aber neoliberale Praxis und im 

Hintergrund faschisti sche Konzepte

Ein Gastbeitrag von Carsten Peters

e 

Am 20. Januar 2023 demonstrier-

ten mehr als 6000 Menschen auf 

Münsters Prinzipalmarkt gegen 

die Neujahrsversammlung der 

AfD im Rathaus. Björn Höcke, 
Vorsitzender der Afd-Landtags-

frakti on in Thüringen und vom 
Verfassungsschutz als Rechts-

extremist eingestuft , war gela-
dener Hauptredner der extrem 

rechten Partei. Im folgenden 

Beitrag geht es um einen Blick 

auf die Sozial- und Wirtschaft s-
politi k einer Partei, die der 
NSDAP immer ähnlicher wird.

Diese Vorstellungen entsprachen 
bereits einem elitären, zutiefst an-
tidemokratischen Denken – einem 
Klassenkampf von oben. 2016 ver-
suchte der damalige Partei-Vize Gau-
land die AfD vom diesem Image der 
sozialen Kälte der Professorenpartei 
zu befreien und massentauglicher zu 
machen. So sprach er davon, dass 
„überall da, wo wir den eindruck 
haben, dass der kleine Mann unge-
recht behandelt wird, wollen wir uns 
dafür einsetzen, dass er gerecht be-
handelt wird“ und „Wir müssen ver-
suchen, soviel soziale Gerechti gkeit 

AfD bei der Bundestagswahl in dieser 
Gruppe hinter der SPD zweitstärkste 
Kraft ; auch gewerkschaft lich organi-
sierte Arbeitnehmer*innen wählen 
die extrem rechte Partei.

Reden und Handeln sind 
nicht identi sch
In der Praxis hat die AfD-Bundes-

tagsfraktion gegen nahezu alle 
Maßnahmen gestimmt, die Men-
schen mit geringem einkommen, 

Arbeitslosen oder Alleinerziehen-
den zugutekommen sollen: höherer 
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Mindestlohn, Mieter*innenschutz 
und Abbau von Sanktionen gegen 
Alg-II-Bezieher*innen.

Im Münsteraner Stadtrat stimm-
ten die AfD-Vertreter grundsätzlich 
gegen jede Neueinrichtung von Ki-
tas – die Kinder sollen zu Hause er-
zogen und tagsüber von der Mutt er 
betreut werden, so deren Auffas-
sung – und gegen jede Maßnahme, 
die Menschen mit zuwanderungs-
geschichte unterstützen könnte.
Im Kern orienti ert sich die AfD-Sozial-
politi k am Volksgemeinschaft sgedan-
ken: Der Programmteil Sozialpolitik 
beginnt mit dem Satz: „Die AfD be-
kennt sich zum Sozialstaat, zur sozia-

hier der rassistische Charakter der 
Partei, deren Programm sich mit dem 
simplen „Deutschland zuerst“ ein-
fach auf den Punkt bringen lässt.

In einer Analyse der gewerkschaft s-
nahen Ott o-Brenner-Sti ft ung, die das 
Absti mmungsverhalten der AfD seit 
2017 im Bundestag untersucht hat, 
heißt es: „Die AfD sti mmt bei Anträ-
gen zur Gestaltung des Sozialstaates 
häufi g gemeinsam mit der FDP (in ca. 
75 Prozent der Absti mmungen) und 
teilweise auch mit den regierungs-
parteien (in ca. 38 Prozent der Ab-
sti mmungen). Wesentlich seltener ist 
sie mit den Grünen oder der links-
partei hinsichtlich der Gestaltung des 

Rassismus pur bei der AfD

Deutlicher formuliert geht es um 
die ausschließliche Förderung deut-
scher Familien und mehr Geburten 
deutscher Kinder. Hierfür will die ex-
trem rechte Partei deutsche Familien 
gezielt fördern: durch Freistellung 
von der zahlung von rentenbeiträ-
gen bei vollständiger rentenauszah-
lung, einführung eines Betreuungs-
geldes in den ersten drei Jahren des 
Kindes (um diese nicht in Kitas geben 
zu müssen), einführung eines „ehe-
Start-Kredits“ für junge Familien und 
Wohnraumförderung kinderreicher 
Familien bis hin zu lohnsubventio-
nierungen für eltern. Genannt wird 
das Ganze „akti vierende Familienpo-
liti k“, die darauf abzielt, die Gebur-
tenrate (deutscher) Familien zu erhö-
hen. Der NS-Staat gewährte jungen 
Familien sogenannte ehestands-Dar-
lehen zu dem gleichen zweck, ver-
bunden mit dem Aussti eg der Frau 
aus dem Arbeits leben.

zurück zu Björn Höcke, der bereits 
2015 den rassenbiologischen Hin-
tergrund lieferte. In einem Vortrag 
beim „III. Staatspoliti schen Kongress 
,Ansturm auf europa'“ beim rechten 
Institut für Staatspolitik: „Die evo-
luti on hat Afrika und europa verein-
facht gesagt zwei unterschiedliche 
reprodukti onstypen beschert. Sehr 
gut nachvollziehbar für jeden Bio-
logen. Das Auseinanderfallen der 
afrikanischen und europäischen 
Geburtenrate wird gegenwärti g na-
türlich noch durch den dekadenten 
zeitgeist verstärkt, der europa fest 
im Griff hat. Kurz: Im 21. Jahrhun-
dert trifft   der lebensbejahende afri-
kanische Ausbreitungstyp auf den 
selbstverneinenden europäischen 
Platzhaltertyp.“

Der rassismus der AfD zieht sich 
durch alle Politikbereiche. Die AfD 
ist keine demokrati sche Partei und 
keine Alternati ve.

Gastautor Carsten Peters ist stell-
vertretender Vorsitzender des 

DGB-Stadverbandes Münster und 
Vorsitzender der GEW Münster.

In der Praxis hat 
die AfD-Bundes-

tagsfrakti on gegen 
nahezu alle Maß-

nahmen gesti mmt, 
die Menschen 

mit geringem 

Einkommen, 
Arbeitslosen oder 

Alleiner ziehenden 

zugutekommen 
sollen

len Marktwirtschaft  und zur Solidari-
tät und gegenseiti gen Hilfe innerhalb 
unseres Volkes.“ Hier wird der grund-
sätzliche Charakter der „exkludieren-
den Sozialpoliti k“ der AfD deutlich: 
Sie will Politik nur für „unser Volk“ 
machen, zu dem Menschen mit zu-
wanderungsgeschichte nicht zählen. 

Das Programm folgt der 
Losung „Deutschland zuerst“

Seitenlang geht es im Parteipro-
gramm weiter mit Ausführungen zur 
„deutschen Familie“, sinkenden Ge-
burtenrate und mit der Forderung, 
dass deutsche Familien wieder mehr 
Kinder bekommen sollen. Ausfüh-
rungen darüber, dass zuwanderung 
keine lösung für gesellschaftliche 
Probleme sei und vieles mehr in die-
sem Sinne. Grundsätzlich zeigt sich 

F
o

to
: 

A
g

n
e

ta
 B

e
ck

e
r

Sozialstaates einer Meinung (in ca. 10 
Prozent der Absti mmungen).

zentrale Begründungen der AfD für 
das Abstimmungsverhalten in den 
von uns untersuchten Anträgen zum 
Themenbereich Sozialstaat waren die 
Forderung nach effi  zienterer Verwal-
tung und Administrati on und der Ab-
bau von bürokrati schen Hürden für 
Unternehmen. ein exklusiver Solida-
ritätsanspruch für eine „homogene 
Volksgemeinschaft “, der insbesonde-
re Asylwerber*innen und oft  auch ge-
nerell Ausländer*innen den zugang 
zu unterschiedlichen Formen von 
Sozialleistungen verwehren soll. Die 
deutsche Volksgemeinschaft , die auf 
Basis bevölkerungspoliti scher Über-
legungen angesprochen und dabei 
besonderes Augenmerk auf Mütt er 
gelegt wird.“
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F
ür die Produktion des Anzei-
genblatts ist die Aschendorff-
Mediengruppe zuständig. Die 
Zustellung der Zeitung bot 

Schüler*innen und erwachsenen bis-
her die Möglichkeit, sich einen kleinen 
zuverdienst vor Ort zu sichern.

lokale Hallo-Ausgaben erscheinen 
nicht nur für Münster, sondern auch 
für Orte im Umland wie Greven, lü-
dinghausen, Steinfurt und Telgte. Die 
Print-Ausgaben (zirka 100.000 exem-
plare allein für Münster) gibt es auch 
als pdf-Datei im Internet zum Herun-
terladen. 

Den Bewohner*innen von Mehrfa-
milien- und Hochhäusern sind die ge-
druckten Ausgaben der Hallo gut be-
kannt, weil es sich für die Auftraggeber 
der Werbung bislang lohnte, gerade in 
verdichteten Straßenzügen mit vielen 
Privathaushalten die zeitung mit den 
Werbeprospekten verteilen zu lassen. 
Dagegen ist die Hallo den Menschen 
aus reihen- und einfamilienhäusern 
zwar vom Namen bekannt, doch sie 
wird dort von vielen Haushalten igno-
riert bzw. gleich in die Papiertonne 

zehn euro zu Verfügung. ein gebühren-
pflichtiges Abo für eine lokalzeitung 
wird damit zum luxusartikel, der nicht 
mehr zu bezahlen ist. 

Die Chefredakteure der WN haben 
meine Frage, warum es auch das 
Online-Angebot der Hallo nicht mehr 
geben wird, folgendermaßen beant-
wortet: Demnach befürchten die 
Werbekunden, dass die reichweite 
der Online-Version bei fehlender Ver-
teilung der gedruckten Ausgabe er-
heblich sinkt. Die Online-Werbung sei 
dadurch nicht mehr attraktiv für die 
Kunden, Werbeaufträge blieben im-
mer mehr aus. Und damit entfalle die 
Finanzierungsquelle für die kosten-
lose Zeitung. 

es ist sehr schade, dass der Zugang 
zu lokalen Nachrichten in Textform 
(kein TV oder rundfunk) so sehr an 
ein höheres einkommen gebunden 
ist. Für Apps braucht man ein Smart-
phone oder Tablet mit einer aktu-
ellen Version des Betriebssystems. 
Sie erfordern zudem Ausgaben in die 
jeweils aktuelle Technik, außerdem 
kosten sie zusätzlich Strom. erspar-
te Aufwendungen für Papier, Druck, 
zustellung wälzt Aschendorf-Medi-
en auf diese Weise einfach auf die 
Kund*innen ab. Und wer wenig Geld 
hat, bleibt von der gesellschaftlichen 
Teilhabe in Form des zugangs zu loka-
len Nachrichten abgeschnitten. eine 
traurige Realität. 

Auf die Idee, lokale Nachrichten on-
line in Textform stattdessen aus Steu-
ermitteln zu bezuschussen und ein-
kommensschwachen Menschen auch 
einen zugang zu ermöglichen, kommt 
man offensichtlich nicht.  

An sonnigen wie regnerischen 
Tagen kommt sie pünktlich  
und zuverlässig: die kostenlose 
Hallo-Zeitung für Münster. 
Gefüllt mit Werbeprospekten 
von Lebens mittelhändlern, 
Möbelhäusern und Drogerien, 
mit Kleinanzeigen, mit Artikel 
und Fotos über Münster, mit 
Informationen über verschie-
dene Live-Veranstaltungen  
und auch online. 

geworfen oder oft erst gar nicht zu-
gestellt. 

Die Finanzierung der Gratiszeitung 
erfolgt über Werbemittel. In zeiten 
steigender energiepreise und Pa-
pierkosten hat sich die Aschendorf-
Medien GmbH & Co. KG kürzlich ent-
schieden, ende April 2023 sämtliche 
kostenlose Zeitungen in Münster und 
dem Münsterland und sogar in Ost-
westfalen einzustellen. So werden 
nur die gebührenpflichtigen Tages-
zeitungen Westfälischen Nachrichten 
und die Münstersche Zeitung bleiben. 

„Wenn Ihnen unser Angebot gefällt, 
haben Sie diverse Möglichkeiten, un-
sere Inhalte vollumfänglich zu abon-
nieren“, sagen die Chefredakteure 
Anne eckrodt und Carsten Voß von 
den Westfälischen Nachrichten. 

Stimmt das? Das WN-Abo kostet 
je nach Art der Ausgabe zwischen 
42,90 und 47,90 euro pro Monat. Für 
Studierende gibt es ein ermäßigtes 
Jahresabonnement für 23,95 euro 
monatlich. Und was ist, wenn man 
Bürgergeld, Grundsicherung im Al-
ter, erwerbsminderungsgeld bezieht 
oder nur über ein sehr geringes Ar-
beitseinkommen verfügt? 

Für Menschen mit dem Bezug von 
Bürgergeld stehen „satte“ 48,98 euro 
monatlich zur Verfügung für Frei-
zeit, Unterhaltung, Kultur. Da auch 
das Geld für die anderen lebensbe-
reiche (Wohnen, energie, Strom, Ge-
sundheitspflege, Verkehr) sehr knapp 
bemessen ist, muss man das für den 
Kulturbereich gedachte Geld für ande-
re, überlebenswichtige Bereiche neh-
men. Dann bleiben für Freizeit, Unter-
haltung und Kultur zusammen null bis 

Tschüss, Hallo
Das kostenlos verteilte Anzeigenblatt steht vor dem Aus. 

Viele ärmere Menschen werden sie vermissen
Von Regina Ioffe
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Reallohnrückgang, Hartz IV, 
Bürgergeld und Infl ati on
Die hohe Infl ati on hat in der jüngsten zeit 

alle lohnerhöhungen aufgefressen. Veröf-
fentlichungen des Statistischen Bundes-
amtes aus dem Februar 2023 beschrieben, 

dass die reallöhne das dritt e Jahr in Folge zu-
rückgegangen sind. Die Preissteigerungen 
hätt en alle lohnerhöhungen überschritt en. 

Diese entwicklung hat sich bei den Sozial-
einkommen fortgesetzt. Die renten sind an 
die lohnerhöhungen geknüpft . Wenn die 
löhne steigen, sollen die renten im glei-
chen Maße steigen. Wenn die löhne aber 
weniger steigen als die Preise, dann gucken 

auch die rentner*innen in die röhre. Und 
bei der Grundsicherung bzw. bei Hartz IV 
ist es genauso gekommen. Hartz IV ist an 
die rentenerhöhungen gebunden. Im Ja-
nuar 2022 sti eg die Infl ati on schon ordent-
lich auf fünf Prozent. Der monatliche 
Hartz-IV-Satz stieg aber gerade mal um 
peinliche drei euro von 446 auf 449 euro, 
das entspricht einem Mehr von etwa 0,7 
Prozent. 

Zum Jahresbeginn hat das Bürgergeld 

Hartz IV abgelöst. Das war mit einem An-
sti eg um 53 euro monatlich für einen Sin-
gle-Haushalt oder etwas mehr als 11 Pro-
zent verbunden. Die allgemeine  Preisstei-
gerung hatt e diese eigentlich kräft ige An-

hebung des Bürgergeldes jedoch schon 

wieder aufgefressen. Der Ansti eg reichte 
nicht aus, um die Kaufkraftverluste der 
letzten Jahre auszugleichen, beschreibt ei-
ne aktuelle Studie des DGB die Situati on. 
zusammen mit dem DGB fordert der Pari-
täti sche Wohlfahrtsverband deutliche er-
höhungen bei der Grundsicherung. 

Quelle: htt ps://www.der-paritaeti sche.de/
alle-meldungen/studie-belegt-kaufk raft -
verluste-in-der-grundsicherung/

In NRW leiden die Menschen 
mit geringen Einkommen am 
stärksten unter der Infl ati on
Die Preissteigerungen belasten Haushalte 

mit geringem einkommen mehr als wohlha-
bendere, so stellt der jüngste Sozialbericht 
des landes Nordrhein-Westf alen fest. 

Die Haushalte mit hohen einkommen und 
die relativ reichen waren in den ersten 

Kurzmeldungenurzmeldungen
& Tipps

zum 1. Mai soll das bundesweite Ticket für 
den Nahverkehr für 49 euro monatlich kom-
men. Man soll es monatlich kaufen und 
nach einem Monat wieder kündigen kön-
nen, so liest man. Das Ticket soll über eine 

App auf das Smartphone zu laden sein, er-
satzweise kann auch ein elektronisch les-

bares Ticket ausgegeben werden. Allerdings 
kann sich auch noch einiges ändern, denn 

noch ist nichts fest beschlossen. ein auf Pa-
pier ausgedrucktes Ticket ist wohl nicht 
mehr vorgesehen.

Das 49-euro-Ticket leistet für ärmere 
Menschen nicht viel. Im regelsatz für das 
Bürgergeld (das ex-Hartz IV) sind etwa 45 
euro für Transportleistungen enthalten, 
und zwar nicht nur für den Nahverkehr, 
auch für ein eventuell nöti ges Auto, für das 

Das Deutschlandti cket soll (voraussichtlich) im Mai kommen

Fahrrad, für Fahrten, wo ein Nahverkehr 
nicht hilft , oder für andere Verkehrskosten. 

Das kommende Münster-Abo könnte 

eine Alternati ve sein: 

Die Stadt Münster hat aktuell schon ein 

49-euro-Ticket, es gilt aber nur im Abo für 
den Nahverkehr im Stadtgebiet Münster. 
Ab August soll es 29 euro monatlich kosten. 
Über die Bedingungen und die möglichen 
ermäßigungen etwa für den Münster-Pass 
konnten die Stadtwerke noch keine Aussa-
ge machen. Das Ticket kommt im Abo, das 

heißt nicht nur für einen Monat, sondern 
für einen längeren zeitraum, möglicher-
weise ein Jahr. 

Wer eine Monatskarte regelmäßig für 
den Stadtverkehr nutzen will, steht mit 
dem 29-euro-Ticket gut da, auf jeden Fall 
besser als mit einem 49-euro-Ticket. Wer 
regelmäßig in das oder aus dem Umland 
pendelt, wird mit dem 49-euro-Ticket bes-
ser und billiger fahren. 

Auch wenn man in den Ferien oder zu an-
deren Zeiten in Deutschland herumreisen 

möchte, kann es günsti g sein, sich für einen 
Monat das 49-euro-Ticket zu kaufen. Aller-
dings sollte man gucken, ob Nahverkehrs-
verbindungen für eine reise etwa an den 
Bodensee oder an die Ostsee noch att rak-
ti v bzw. prakti kabel sind. 

Die rückmeldungen zum 49-euro-Ticket 

sind eher verhalten. ein großer Wurf wä-
re es gewesen, wenn der Nahverkehr völ-
lig kostenlos angeboten würde, wie es 
beispielsweise luxemburg tut, oder 
auch, wenn das 9-euro-Ticket aus dem 
vorigen Jahr fortgesetzt worden wäre. So 
bemängelt Ulrich Schneider, Bundesge-
schäftsführer des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbandes, fehlendes engagement 
und zu wenig Mut in der deutschen Ver-
kehrspoliti k:

„Das 9-euro-Ticket war ein mobilitäts-
politi scher Meilenstein. erstmalig konn-
ten im letzten Sommer ärmere Men-
schen, die sich reguläre Bahnfahrten 
nicht leisten können, einfach mal in den 
Urlaub fahren oder Verwandte besu-
chen. 52 Millionen verkaufte Tickets 
sprechen für sich. Das 9-euro-Ticket war 
ein großer sozialer erfolg und dazu noch 
ökologisch sinnvoll.

Das geplante Deutschlandti cket ist kein 
würdiger Nachfolger. Der Preis von 49 eu-
ro, den die Ampel und die Bundesländer 

für das Ticket veranschlagen, ist für viele 
Menschen nicht fi nanzierbar. Ob man ein 
günsti geres Ticket bekommt, wenn man 
Transferleistungen bezieht, hängt leider 
vom Wohnort und der jeweiligen landes-
regierung ab. Das ist unfair. ein Ticket-
Flickenteppich muss vermieden werden. 
Wir brauchen ein bundesweites Sozial-
ticket, damit sich auch arme Menschen 

Nah- und Fernverkehr leisten können.“ 

Bild: Agneta Becker
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neun Monaten des Jahres 2022 am wenigsten von den Preis-
steigerungen belastet. Dies zeigen die einkommensspezi-
fischen Inflationsraten: Mit steigender einkommensklasse 
sank die Inflationsrate, so dass die Inflation bei den relativ 
reichen im September 2022 mit 8,4 Prozent am geringsten 
und bei den geringverdienenden Haushalten mit 11,2 Pro-
zent am höchsten war. 

Die Ausgaben für lebensmittel und energie machen für 
Geringverdienende einen sehr hohen Konsumanteil aus, 
gleichzeitig hat es gerade in diesen Bereichen sehr starke 
Preissteigerungen gegeben. Die Untersuchung mit bis zum 

Herbst 2022 erhobenen Daten zeigt sehr deutlich, wie un-
terschiedlich die aktuelle, wie sich die durch den Krieg in der 
Ukraine ausgelöste Krisensituation auf arme, mittlere und 
auf reiche Haushalte auswirkt. Sehr lesenswert! 

Quelle: http://www.sozialberichte.nrw.de/sozialbericht-
erstattung_nrw/kurzanalysen/Kurzanalyse- 1-2023.pdf 

Mythos Fachkräftemangel (Teil I)
Von allen Seiten heißt es: Corona ist vorbei, aber die Ar-

beitskräfte sind verschwunden. „Fachkräftemangel, Fach-
kräftemangel!“ jammert es aus allen ecken. Ja, wo sind sie 
nur geblieben, die Arbeitskräfte? Wollen sie nicht mehr ar-
beiten? Die jüngeren würden nur noch auf ihre Work-life-
Balance gucken, so heißt es allenthalben, also danach, ob 
sich ihre lebensqualität durch zu viel Arbeit verschlechtert. 
Die junge Generation beantworte die Fragen  „leben um zu 
arbeiten“ oder „Arbeiten um zu leben“? einfach anders als 
frühere Generationen. Das sei der der tiefere Grund, wes-
halb so viele Fachkräfte fehlten. 

Gucken wir uns die Situation jedoch mal nicht anhand von 
Vorurteilen an, sondern anhand von Fakten. Die zahl der Ar-
beitskräfte war noch nie so hoch wie heute. Das statistische 
landesamt NrW berichtet zu Jahresbeginn über einen neu-
en Höchststand an sozialversicherten Beschäftigten im 
land. ende Januar jubelt der Finanzminister von Nordrhein-
Westfalen im Haushaltsausschuss über neue Beschäfti-
gungsrekorde: Die lohnsteuer würde nur so sprudeln. 

Passend dazu räumt die Bertelsmann-Stiftung mit einem 
anderen Mythos auf. Nach einer Studie des Forschungsin-
stituts für Bildungs- und Sozialökonomie sei der Anteil der 
Abiturienten, die in Betriebe gingen und eine lehre be-
gännen, von 35 Prozent auf 47 Prozent gestiegen. Die jun-
gen Herrschaften wollen wohl nicht der beschriebenen 

Foto: Agneta Becker
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 Arbeitsverweigerung nachgehen? Also nix 
mit lau-Scheppern und nach Work-life-Ba-
lance gucken? 

Das Problem Fachkräft emangel entsteht 
an einer anderen Stelle: Jugendliche mit 
Hauptschulabschluss bekommen im er-
werbsleben immer schwerer einen Fuß in 
die Tür, und solche ohne Schulabschluss 

bleiben mehrheitlich sogar ganz ohne Aus-
bildung. An dieser Stelle könnten sich die 
Betriebe und die Berufsschulen verdient 
machen und akti v werden gegen den Fach-
kräftemangel. Und aufhören, vom Fach-
kräft emangel zu schwätzen!

Mythos Fachkräft emangel 
(Teil II) 

Nicht nur die Betriebe, auch die Arbeits-
ämter fördern zu wenig Fortbildungen und 
Umschulungen.

eine neue Studie des Inti tuts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) bringt es 
an den Tag: Seit Jahren werden immer weni-
ger Arbeitslose in eine von Arbeitsagenturen 

und Jobcentern geförderte Umschulung 
oder Fortbildung vermitt elt. Diese Maßnah-
men haben zwar einen deutlich positi ven 
effekt auf die anschließende Beschäfti-
gungssituati on, am besten sind die teure-
ren Umschulungen mit Abschluss. Gleich-

zeiti g ist die Inanspruchnahme rückläufi g, 
und zwar schon vor aktuellen ereignissen 
wie Corona-Pandemie oder Ukraine-Krieg. 
Die Vermitt ler, Job-Coaches oder wie auch 
immer sie gerade heißen, scheinen weni-
ger Mühe damit zu haben, eine Weiterbil-
dung abzulehnen, als Arbeitslose positi v 
zu einer solchen zu ermuti gen. Dies ist der 
„erfolg“ der langjährigen Hartz-Politi k vom 
„Fördern und Fordern“. 

lesen kann man die interessante IAB-Stu-
die hier: htt ps://www.iab-forum.de/gefoer-
derte-berufliche-weiterbildung-von-ar-
beitslosen-abnehmende-eintritt e-trotz-po-
siti ver-wirkung/ 

Wer sich um eine Umschulung oder Fort-
bildung bemüht, kann auf diese Studie ver-
weisen. Bei Problemen darf man auch um 
ein Gespräch mit Vorgesetzten bitt en. Diese 
können meist leichter positi v entscheiden. 

Brief und mehr stellt zur 
Jahresmitt e den Betrieb ein
Das private Briefzustellungsunterneh-

men Brief und mehr in Münster an der eu-
lerstraße schließt in diesem Jahr seine 
Tore. Ge plant ist das Aus eines der größe-
ren Briefdienstleister für Mitt e 2023. rund 
60 Ar beit  neh mer*innen werden dann ih-
ren Job im Niedriglohnsektor verlieren, 

davon geht die Gewerkschaft  ver.di aus. 
Diese sieht den Grund für die Schließung 

in dem auf zwölf euro gestiegenen Min-
destlohn. Das Geschäft smodell von Brief 
und mehr beruhte bislang  auf Stundenlöh-
nen von unter zehn euro, um der Deut-
schen Post ernsthaft  Konkurrenz machen 
zu können. Diese wird möglicherweise ei-
nen Teil der ende Juni entlassenen Brief ver-
tei ler*innen als Arbeitgeber in ein neues 
Beschäft igungsverhältnis übernehmen. 

Brief und mehr erklärt den rückzug aus 
dem privaten Briefsektor auf der eigenen 
Homepage mit gesti egenen Material, lohn- 
und energiekosten. Bereits im September 

2022 hatt e die Firma laut WDr rund 200 
Mitarbeiter*innen im Münsterland und im 
Kreis recklinghausen entlassen. Das 2016 
gegründete Unternehmen gehört dem 
Dortmunder Verleger Albert lensing-Wolff , 
der in Münster bis 2014 die Münstersche 
Zeitung herausgebracht hat. in Dortmund 

verlegt er nach wie vor die ruhrnachrich-
ten.
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Auszug der Kinder aus dem 
Eigenheim kann zu Hartz-IV-
Entzug führen

Hartz IV bezieht bei der Bedürft igkeitsprü-
fung das eigentum an selbst bewohntem 
Wohnraum mit ein. Für bis zu zwei Personen 
gilt ein eigenheim von 90 Quadratmetern als 
noch angemessen. Größerer Wohnraum 
muss verwertet werden, bevor das Jobcen-
ter bezahlt. ein ehepaar hatt e dagegen ge-
klagt. Das selbst bewohnte Haus war von der 
Familie erbaut worden, es hatt e eine Wohn-
fl äche von 144 Quadratmetern. Darin hatt e 
die Familie mit sechs Kindern gelebt, bis die-
se als erwachsene das Haus verlassen hat-
ten. Die Familie vertrat gegenüber dem Job-
center und dem Sozialgericht die Meinung, 
sie hätte bei der Anschaffung des Hauses 
wegen ihrer Kinder keine Wahl gehabt, ein 
kleineres Haus zu bauen. ein kinderloses 
Paar hätte dagegen sofort kleiner bauen 
können. Damit seien Familien mit Kindern 
benachteiligt gegenüber kinderlosen Men-
schen. Das Bundesverfassungsgericht prüft e 

diese Frage und kam zu dem Beschluss, dass 
es darauf nicht ankomme. es ginge bei Hartz 
IV um die aktuelle Bedürft igkeit und nicht 
um entscheidungen aus der Vergangenheit. 
Die Betroff enen würden über verwertbares 
Wohneigentum verfügen und müssten die-
ses einsetzen, bevor das Jobcenter bezahlt.

Bundesverfassungsgericht vom 
28.04.2022 – 1 BVL 12/20 
(nach SoSi plus 11/22)

Kindergeld für volljährige 
Kinder in einer Ausbildung

Kindergeld wird normalerweise bis zum 
18. Geburtstag bezahlt. Für ältere Kinder 
können die eltern ebenfalls Kindergeld be-
kommen, wenn die Kinder in der Ausbildung 

sind und noch keine Ausbildung abgeschlos-
sen haben. Für Studierende, die nach einem 

Bachelor-Abschluss weiter studieren mit 
dem ziel, einen Master-Abschluss zu ma-
chen, können die eltern ebenso weiter Kin-
dergeld erhalten. Wenn diese Kinder nach 

dem qualifi zierten Abschluss jedoch über-
wiegend – das heißt mehr als 20 Stunden – 
erwerbstäti g sind, dann darf die Kindergeld-
kasse die Auszahlung verweigern. Sie stu-
dieren aus Sicht der Kindergeldkasse dann 

nur noch nebenher, weil ihre erwerbstäti g-
keit berufl ich im Mitt elpunkt steht. 

Bundesfi nanzhof vom 04.07.2022 – 
II R 22/21 (nach SoSi plus 11/22)

Pfändung von weitergeleite-
tem Pfl egegeld ist unzulässig
eine überschuldete Frau pfl egt ihren be-

hinderten Sohn. Sie erhält dafür das ihm von 
der Pfl egeversicherung gezahlte Pfl egegeld. 
Der Insolvenzverwalter wollte dieses Pfl e-
gegeld zusammen mit ihrem Arbeitsein-
kommen als pfändbares einkommen wer-
ten. Der Bundesgerichtshof hat dieses An-
sinnen abgelehnt. Pfl egegeld aus der Pfl ege-
versicherung soll pfl egebedürft igen Men-
schen dazu dienen, ein möglichst selbst-
ständiges und selbstbesti mmtes leben zu 
führen. Wenn er es weiterreicht an pfle-
gende Angehörige, dann ist es eine freiwilli-

Urteile

Foto: Agneta Becker
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rechtlich garanti erte Programmfreiheit der 
öff entlichen rundfunkanstalten unterlau-
fen. 

Verwaltungsgericht Koblenz vom 
28.11.2022 – Az 3 K 697/22.KO

Behörde hat Zugang 
einer Meldeauff orderung 
nachzuweisen

eine Sanktionierung wie eine Kürzung 
der Transferleistung nach dem Sozialge-
setzbuch (SGB) II aufgrund eines Melde-
versäumnisses ist an Voraussetzungen ge-
knüpft . eine ist, dass das Jobcenter den 
oder die empfänger*in von Arbeitslosen-
geld (Alg) II vorher über den zeitpunkt, 
den Meldeort und den Meldezweck ein-
gehend informiert hat. Das bedeutet: Ihm 
oder ihr muss nachweislich eine hinrei-
chend besti mmte Auff orderung zur Mel-
dung zugegangen sein. Für die ordnungs-
gemäße Bekanntgabe einer Meldeauff or-
derung trägt das Jobcenter die objekti ve 
Beweislast, wenn der oder die Alg-II-
empfänger*in den zugang dieser Auff or-
derung in Abrede stellt. Dies gilt selbst 

dann, wenn die Darstellungen des Klägers 
oder der Klägerin nicht in jedem Falle der 

Wahrheit entsprechen. 

Wenn ein Jobcenter ein einladungs-
schreiben mit einfacher Post verschickt, 
dann nimmt es dieser SGB-II-Träger, also 
das Jobcenter, in Kauf, dass der zugang die-
ses Briefes bei dem oder der leistungs -
empfänger*in nicht über eine zustellungs-
urkunde nachgewiesen werden kann. 

Urteile

ge Anerkennung für die Unterstützung und 
kein Arbeitseinkommen der pfl egenden Per-
son. Würde es gepfändet werden, dann 
könnte die pfl egebedürft ige Person das Pfl e-
gegeld anders nutzen. 

Bundesgerichtshof vom 16.01.2023 – Az. 
IX ZB 12/22 (nach ND, 17.01.2023)

Keine Befreiung vom Rund-
funkbeitrag aus Glaubens- 
und Gewissensgründen

Die rundfunk beitrags pfl icht ist an die rei-
ne empfangsmöglichkeit geknüpft . ein An-
spruch auf Befreiung von der rundfunk-
beitrags pflicht wegen eines besonderen 
Härtefalles kann weder auf ein leistungs-
verweigerung srecht noch darauf gestützt 
werden, das Programm verstoße gegen die 
Glaubens- und Gewissensfreiheit. Dies ent-
schied das Verwaltungsgericht Koblenz und 
wies eine entsprechende Klage ab.

Das recht auf Gewissens- und religions-
freiheit werde durch die allgemeine Pfl icht 
zur zahlung des rundfunkbeitrags als sol-
ches nicht tangiert. Sofern die Klägerin mit 
den Programminhalten nicht zufrieden 
sei, stehe ihr die Möglichkeit einer Pro-
grammbeschwerde zur Verfügung. Auch 
der Umstand, dass die Klägerin aus den 

von ihr dargelegten Gründen das Angebot 
des öf fentlich-rechtlichen rundfunks 

nicht in Anspruch nehme, stehe der Bei-
tragserhebung nicht entgegen. Da der Ge-
setzgeber die rundfunkbeitragspfl icht in 
zulässiger Weise an die reine empfangs-
möglichkeit geknüpft  habe, komme eine 
Befreiung bei einem bewussten Verzicht 
auf die Nutzung eines rundfunkempfangs-
geräts nicht in Betracht.

Der rundfunkbeitrag diene allein der Ab-
geltung der grundsätzlichen Möglichkeit des 
empfangs von öff entlichem rundfunk und 
gerade nicht seiner tatsächlichen Nut-
zung. Verstöße gegen die Programm-
grundsätze im einzelfall stellten die rund-
funkfinanzierung nicht in Frage und be-
rührten deshalb eine Beitragserhebung 

nicht. Andernfalls würde die verfassungs-

Mindestlohn: Nachforderung drei Jahre 
rückwirkend möglich

Oft  sind Arbeitsverträge so formuliert, dass Beschäft igte einen nicht voll-
ständig ausgezahlten lohn nach beispielsweise drei Monaten nicht 
mehr nachfordern können. 

Der gesetzliche Mindestlohn kann jedoch drei Jahre rückwirkend noch 
eingefordert werden, das steht im seit dem 1. Januar 2015 geltenden Mindest-
lohngesetz. ein seitdem abgeschlossener Arbeitsvertrag darf dies nicht 
ausschließen. Schließt eine Vertragsklausel allgemein ohne Hinweis auf 
einschränkungen wegen des Mindestlohngesetzes jede Nachforderung aus, 
dann ist sie ungülti g. Sie ist auch ungülti g in anderen Fragen, in denen es um 
den Verfall einer Forderung eines Beschäft igten geht. 

So konnte ein ehemaliger Beschäft igter nachträglich für nicht genommenen 
Urlaub nachträglich eine Abgeltung erkämpfen, weil im Arbeitsvertragsformular 
die Ausnahmeregelung für den Mindestlohn fehlte.

Bundesarbeitsgericht vom 18. September 2018 – Az. 9 AZR 162/18 
(nach Mitt eilung des Gerichts)
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wenn das Arbeitsverhältnis inzwischen 

beendet ist, kann ein nicht genommener 
Urlaub in Form einer Urlaubsabgeltung 
ausgezahlt werden.)

Regelbedarfe juristisch  
abgesegnet

Die für 2021 und 2022 (drei euro mehr!) 
festgesetzten regelleistungen sind nicht evi-
dent unzureichend.

Landessozialgericht NRW vom  

31.03.2022 – L2 AS 330/22 B ER 

Bestreitet ein*e Alg-II-empfänger*in wie-
derholt den erhalt von Schriftstücken des 
Jobcenters, dann hat der SGB-II-Träger die 
Pflicht, auf diese Behauptungen in geeig-
neter Weise, nämlich durch die Wahl einer 

Versendungsform mit Nachweis, zu rea-
gieren. 

Landessozialgericht Sachsen vom 

28.05.2020 – L 3 AS 64/18

Dauerhafte Leistungs ein-
stellung ist rechtswidrig

eine unbefristete vollumfängliche Versa-
gung von leistungen wegen fehlender Mit-
wirkung ist rechtswidrig. Im Bescheid ist im-
mer ein endzeitpunkt für die Versagung an-
zugeben.

Landessozialgericht Bayern vom  
19.5.2022 – L 7AS 460/21

Wann der Anspruch auf  
Resturlaub erlischt

Beschäftigte müssen den ihnen zuste-
henden erholungsurlaub im laufenden Ka-
lenderjahr nehmen, so heißt es im Bundes-
urlaubsgesetz. Nehmen sie ihn nicht, dann 

verfällt er. Allerdings müssen sie 
ihre Urlaubswünsche bei dem 
oder der Arbeitgeber*in anmel-
den und mit ihm oder ihr ab-
stimmen. Klappt es im lau -
fenden Jahr nicht mehr, einen 
Termin zu finden, der beiden 
passt, dann darf der noch nicht 
genommene Resturlaub in die 

ersten drei Monate des Folge-
jahres verschoben werden. An-
sonsten verfällt er. 

Der Urlaubsanspruch verfällt 
jedoch nicht, wenn die Arbeit-
geberin die Beschäftigte vorab nicht klar 
und rechtzeitig darauf hingewiesen hat, 
dass der Urlaubsanspruch sonst erlischt. 

Kann eine Arbeitgeberin nicht nachwei-
sen, dass sie die Beschäftigte ausdrücklich 
auf den möglichen Verfall des Urlaubsan-
spruchs hingewiesen hat, dann darf die 
Beschäftigte mit recht ihren Urlaub einrei-
chen. 

Bundesarbeitsgericht (BAG) vom 
20.12.2022 – 9 AZR 266/20 

(Anmerkung der Redaktion: Dies gilt auch 
rückwirkend für vergangene Jahre. Nur 
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Urteile
Im EU-Ausland geerbtes 
Immobilienvermögen ist 
geltend zu machen

Auch einem erben mit Vermögenswerten 
im eU-Ausland ist nach einer entscheidung 
des Sozialgerichts Gießen abzuverlangen 
und zumutbar, seine erbansprüche durchzu-
setzen, um so die Hilfsbedürft igkeit zu ver-
mindern oder zu vermeiden. Aus diesem 
Grund komme nur eine darlehensweise Ge-
währung von Hilfsleistungen in Betracht.

Sozialgericht Gießen vom 20.04.2022 – 
S 29AS 279/20

Anspruch einer EU-Bürgerin 
auf Alg II und Aufenthalt nach 
der Prosti tuti on
Die Aufgabe einer selbstständigen Täti gkeit 

als Prostituierte erfolgt juristisch gesehen 
stets unfreiwillig, da es sich um eine unzumu-
tbare Täti gkeit nach § 10 Abs. 1 Nr.5 SGB II 
handelt. Daher liegt keine freiwillige Aufgabe 
einer Arbeit im Sinne von § 2 Abs.3 FreizügG/
eU vor und das Aufenthaltsrecht dauert fort.

Sozialgericht Berlin vom 15.6.2022 – 
S 134 AS 8396/20

Sozialamt muss Behinderten 
bei der Wohnungssuche helfen

Das Bundessozialgericht hat im vorliegen-
den Urteil betont, dass Menschen mit Behin-
derungen besondere Schwierigkeiten bei der 
Wohnungssuche haben. Deshalb dürft en die 
Betroff enen in der Situati on eines für sie ein-
geschränkten oder gar weitgehend ver-
schlossenen Wohnungsmarktes vom Sozial-
amt nicht allein gelassen werden. Das Sozial-
amt müsse den Betroff enen vielmehr mit ei-
ner auf den einzelfall bezogenen Strategie 
unterstützen, um eine neue Wohnung zu 

fi nden, heißt es in dem richterspruch. Unter-
bleibe eine solche Hilfe oder könne auch das 
Amt keine günsti gere Wohnung fi nden, müs-
se davon ausgegangen werden, dass die jet-
zige Wohnung im konkreten einzelfall auch 
angemessen ist und die Kosten dafür in 
vollem Umfang zu übernehmen sind. 

Bundessozialgericht vom 06.10.2022 – 
Az. B8SO 7/21 R

Mietminderung und 
Unterkunft skosten
Bei einer Mietminderung verringern sich 

die tatsächlichen Kosten der Unterkunft. 
Dem entsprechend werden die zahlungen 
des Jobcenters angepasst. Falls es in einem 

späteren Gerichtsverfahren zu dem ergebnis 
kommt, dass kein Mietminderungsrecht be-
stand, ist die Nachforderung des Vermieters 
als Teil der Unterkunft skosten in dem Monat, 
in dem die Nachforderung fällig geworden 
ist, vom Jobcenter zu übernehmen.

Landessozialgericht Sachsen vom 

17.03.2022 – L 3 AS 568/21

LESERBRIEF

Zum Arti kel „Der 9. November - ein deutscher Schicksalstag“ 
in der „Sperre“ vom Winter 2022:

eine kleine Korrektur möchte ich anbringen: Johann Georg elsers 
Att entat auf Adolf Hitler und seine Spießgesellen am 9. November 
1939 fand nicht im Hofb räuhaus, sondern im Bürgerbräu keller 
statt  - dort, wo 16 Jahre zuvor der Hitler-Putsch begonnen hatt e.

Matt hias Bett e, Moltkestraße
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Prakti kumsstelle

Für das MALTA (Treff  für Arbeits-

lose in Münster und Anlaufstelle 

für Fragen rund um das Thema 

Arbeit und Arbeitslosigkeit) 

suchen wir 

Prakti kant*innen 

der sozialen Arbeit 

(gern mit Migrati onsgeschichte).

Ihr könnt euch unter der 

Rufnummer 0251 4140553 

bei uns melden oder auch per 

E-Mail (malta@maltanetz.de) 

bewerben.

Montag 10:00 – 16:00 Uhr SERVICEZEIT

Dienstag 10:00 – 14:00 Uhr SerVICezeIT
 14:00 – 16:00 Uhr Ideenschmiede
 16:00 – 18:00 Uhr Computerkurs

Mittwoch 10:00 – 11:30 Uhr Der Pfl anzendoktor
 11:30 – 13:30 Uhr Teamsitzung bzw. -schulung
 14:00 – 16:00 Uhr Sprachkurs
 16:00 – 18:00 Uhr Mehr lebensqualität

Donnerstag 10:00 – 12:00 Uhr SERVICEZEIT (für alle)
 14:00 – 18:00 Uhr SERVICEZEIT (nur für Frauen) 

Freitag 11:00 – 14:00 Uhr allgemeines Freitagsfrühstück




